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CCS: CO2-Sequestrierung: Ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz?

Die Abscheidung und Lagerung von CO2 wird zunehmend als Option im Rahmen
einer Klimaschutzstrategie diskutiert. Wie sicher und wie wirksam ist diese Me-
thode? Ottmar Edenhofer, Brigitte Knopf und Matthias Kalkuhl, Potsdam-Institut
für Klimafolgenforschung, Berlin, machen deutlich, dass die Klimapolitik nur dann
erfolgreich ist, wenn es gelingt, den Großteil des Bestandes fossiler Ressourcen
nicht in die Atmosphäre gelangen zu lassen. Deshalb kann CCS auch nur dann ei-
ne Option für den Klimaschutz sein, wenn es einen ambitionierten Klimaschutz
gibt: »Dieser ist jedoch nur möglich, wenn es in den nächsten zehn Jahren einen
globalen Emissionshandel gibt, bei dem sich ein CO2-Preis ergibt, der die tat-
sächliche Knappheit des Deponieraums der Atmosphäre widerspiegelt.« CCS
schaffe einen zeitlichen Spielraum, um einen globalen Emissionshandel aufzubau-
en und in die erneuerbaren Energien zu investieren. Es komme jetzt darauf an,
durch Demonstrationsprojekte die technische Machbarkeit und die ökonomische
Vorteilhaftigkeit zu zeigen. Für Bernhard Fischer, E.ON Energie AG, München, bie-
tet die CO2-Abtrennung und Speicherung erfolgversprechende Ansätze. Die da-
mit verbundenen Kosten und das Risiko, diese Technologien marktreif zu machen,
seien allerdings erheblich. Deshalb solle die öffentliche Hand finanzielle Unterstüt-
zung bei den ersten Demonstrationsprojekten leisten. Manfred Treber und Chris-
toph Bals, Germanwatch e.V., Bonn, unterstreichen, dass »zwar die einzelnen Be-
standteile, jedoch noch nicht CCS als Gesamtkonzept den Test bestanden hat,
dass es in industriellem Maßstab sicher einsatzfähig ist«. Es müsse vor allem si-
chergestellt werden, dass die abgetrennten CO2-Mengen dauerhaft sicher in tie-
fen geologischen Formationen gelagert werden können. Dann erst könne ent-
schieden werden, ob CCS zum Erreichen der Klimaziele beitragen werde. Hans-
Jochen Luhmann, Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie, setzt sich vor-
nehmlich mit CCS bei Kohlekraftwerken auseinander, die seiner Meinung nur »ein
begrenztes und vor allem nur ein zeitlich befristetes Element einer Lösung des Kli-
maproblems« sind.

Lehren aus der Finanzkrise: Was ist zu tun?
Martin Schütte

Im Augenblick konzentriert sich alles auf das Schnüren von kurzfristigen Finanz-
paketen zum Abfedern der unmittelbaren Folgen der Finanzkrise. Nach Ansicht
von Martin Schütte, Institut für Information, Organisation und Management an der
Universität München, kommt eine sorgfältige Analyse, wie es zu der jetzigen Si-
tuation kommen konnte, und vor allem, welche Maßnahmen ergriffen werden
müssen, damit nicht in Zukunft dasselbe passieren kann, zu kurz. In seinem Kom-
mentar nennt er die seiner Meinung nach wesentlichen Gründe für die gegenwär-
tige Finanzkrise und entwickelt Vorschläge für geeignete Gegenmaßnahmen.

Wirtschaftskonjunktur 2008: Prognose und Wirklichkeit
Wolfgang Nierhaus

Das ifo Institut beleuchtet seit Jahren kritisch die Güte der eigenen Konjunktur-
prognosen und diskutiert die Gründe für aufgetretene Differenzen zwischen
Prognose und Wirklichkeit. Das Jahr 2008 hat sich weltweit, und auch in
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Deutschland, konjunkturell als ein »annus horribilis« herausgestellt. Zwar hatte
das ifo Institut am Jahresende 2007 auf der Basis der vorliegenden Frühindika-
toren, zyklischer Erwägungen und Risikoabschätzungen für das Jahr 2008 eine
spürbare Verlangsamung des Wachstumstempos in der Welt und Deutschland
erwartet. Mit einer derart drastischen Verschlechterung der Konjunktur ist aber
nicht gerechnet worden. Vom totalen Schätzfehler für die jahresdurchschnittli-
che Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts in Höhe von 0,5 Pro-
zentpunkten entfallen 0,1 Prozentpunkte auf die marginale Überschätzung des
statistischen Überhangs für 2008. Dieser beläuft sich nach aktuellem amtlichen
Datenstand auf 0,6%; in der ifo Dezemberprognose war noch von einem Über-
hang in einer Größenordnung von 0,7% ausgegangen worden. Der restliche
Prognosefehler (0,4 Prozentpunkte) geht auf den stark veränderten konjunktu-
rellen Verlauf zurück. Im ersten Halbjahr 2008 hatte die gesamtwirtschaftliche
Produktion unter Schwankungen sogar noch deutlich zügiger expandiert, als
das vom ifo Institut erwartet worden war. Seit dem Frühsommer 2008 war dann
aber die Konjunktur in Deutschland deutlich abwärts gerichtet, die Verschlech-
terung des außenwirtschaftlichen Umfelds (Aufwertung des Euro, Anstieg der
Rohölpreise, Rezessionen in den USA und Japan) kam mehr und mehr zum Tra-
gen. Im September spitzte sich die Weltfinanzkrise dramatisch zu. Die reale
Bruttowertschöpfung ist im dritten Vierteljahr erstmals gesunken; im vierten
Quartal kam es dann sogar zu einem massiven Einbruch von Wertschöpfung
und Produktion. Die deutsche Wirtschaft geriet in die Rezession. 

ifo Architektenumfrage: Deutliche Eintrübung des Geschäftsklimas
Erich Gluch

Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen Umfrage des ifo Instituts bei den frei-
schaffenden Architekten haben die Auswirkungen der Finanzkrise zu Beginn des
vierten Quartals 2008 nun auch diese Berufsgruppe erreicht. Das Geschäftsklima
trübte sich deutlich ein. Der Anteil der freischaffenden Architekten, die im Verlauf
des dritten Quartals 2008 neue Verträge abschließen konnten, war mit 45% so
klein wie letztmals vor gut drei Jahren. Besonders stark fiel der Einbruch bei der
Ordertätigkeit öffentlicher Auftraggeber aus. Das Auftragsvolumen erreichte nur
noch ein Viertel des Vorquartalswertes.

ifo Konjunkturtest Januar 2009 in Kürze
Klaus Abberger

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft Deutschlands ist im
Januar leicht gestiegen. Nach einer kräftigen Abwärtsbewegung im vergange-
nen Jahr befindet sich der Indikator jedoch auf einem sehr niedrigen Niveau. Die
beiden Teilwerte des Geschäftsklimaindex haben sich diesmal unterschiedlich
entwickelt: Während die Unternehmen ihre augenblickliche Lage erneut
schlechter bewerten als im Vormonat, sehen sie dem Geschäftsverlauf in den
nächsten sechs Monaten nicht mehr gar so pessimistisch entgegen. Aus der
leichten Erholung des Geschäftsklimaindex kann aber keine Konjunkturwende
abgelesen werden. 

Im Blickpunkt

26

28
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Unbegrenzte fossile 
Ressourcen – 
begrenzte Deponie1

Das Klimaproblem kann nur gelöst wer-
den, wenn der Zielkonflikt zwischen Wirt-
schaftswachstum und Klimaschutz über-
wunden wird. Dieses Dilemma lässt sich
auf eine einfache Formel bringen: Die Vor-
kommen der fossilen Ressourcen sind zu
groß, um von der begrenzten Deponie der
Atmosphäre aufgenommen zu werden.
Das ökonomische Problem des Klima-
wandels besteht also darin, wie dieser be-
grenzte Deponieraum genutzt werden soll.
Der Abscheidung von Kohlenstoff bei der
Verbrennung von Kohle, Öl, Gas und Bio-
masse und seine Einlagerung im geolo-
gischen Untergrund (CCS2) kommt aus
klimaökonomischer Sicht eine hohe Be-
deutung zu, weil diese Option es erlaubt,
auch fossile Energieträger zu nutzen, oh-
ne dabei den Deponieraum der Atmo-
sphäre zu beanspruchen. 

Für eine Abschätzung des klimaökonomi-
schen Potentials von CCS ist es daher nö-
tig, über einerseits den begrenzten Depo-
nieraum der Atmosphäre Rechenschaft
abzulegen, andererseits über die Vorkom-
men an fossilen Energieträgern. Der glo-
bale Klimawandel wird zu einem Großteil
durch anthropogene Emissionen an Treib-
hausgasen verursacht, von denen etwa
75% auf das Treibhausgas CO2 entfallen
(IPCC 2007, 103).3 Die CO2-Konzentrati-
on in der Atmosphäre wird durch Aus-
tausch- und Einlagerungsprozesse über-
wiegend auf mittleren und geologischen
Zeitskalen verringert4 und durch Emissio-
nen aus der Verbrennung von Kohlenstoff

auf kurzen Zeitskalen erhöht. Das natür-
liche Gleichgewicht im Kohlenstoffkreis-
lauf wird dabei erheblich durch die Ver-
brennung fossilen Kohlenstoffs – Erdöl,
Erdgas und Kohle – gestört. Denn die fos-
silen Bestände von Öl, Gas und Kohle
werden bei ihrer Verbrennung in der At-
mosphäre abgelagert und verstärken da-
bei den Treibhauseffekt. Im Vergleich zu
den Beständen fossiler Energieträger, die
im Boden lagern, ist die Deponie Atmo-
sphäre in ihrer Aufnahmefähigkeit be-
grenzt, wenn die Überschreitung des 
2-Grad-Ziels (WBGU 1995) und damit ein
gefährlicher Klimawandel vermieden wer-
den soll. Versucht man den Anstieg der
globalen Mitteltemperatur auf 2°C gegen-
über dem vorindustriellen Niveau zu be-
grenzen, dürfen für den Rest dieses Jahr-
hunderts nur noch ca. 320 Gigatonnen
Kohlenstoff aus energiebedingten Emis-
sionen in die Atmosphäre emittiert wer-
den. In Abbildung 1 ergibt sich dieser Be-
trag durch den Verbrauch fossiler Ener-
gieträger abzüglich des Beitrags von Bio-
masse mit CCS. Daher muss eine erfolg-
reiche Klimapolitik erreichen, dass ein
Großteil des Bestandes fossiler Ressour-
cen nicht in die Atmosphäre gelangt.

CCS und die Renaissance der
Kohle

Um die Extraktion der fossilen Ressour-
cen zu begrenzen, zielten die bisherigen
klimapolitischen Maßnahmen und Vor-
schläge fast ausnahmslos auf die Verrin-
gerung des Verbrauchs fossiler Ressour-

CCS: CO2-Sequestrierung: 
Ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz?

Ottmar Edenhofer*

Brigitte Knopf**

Matthias Kalkuhl***

Die Abscheidung und Lagerung von CO2 wird zunehmend als Option im Rahmen einer Klima-

schutzstrategie diskutiert. Wie sicher und wie wirksam ist diese Methode ? 

* Prof. Dr. Ottmar Edenhofer, TU Berlin, ist Chef-
ökonom am Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung und einer der Vorsitzenden im Welt-
klimarat (IPCC).

** Dr. Brigitte Knopf, Physikerin, ist Wissenschaft-
lerin in der Abteilung Nachhaltige Lösungsstrate-
gien am Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-
schung.

*** Matthias Kalkuhl ist Diplom-Systemwissenschaft-
ler und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Pots-
dam-Institut für Klimafolgenforschung.

1 Wir danken Christian Flachsland für seine Unter-
stützung und Hinweise zu diesem Text. Gerrit Han-
sen danken wir für die Zusammenstellung der Da-
ten für Abbildung 1. 

2 Die Abkürzung CCS steht für Carbon Dioxide Cap-
ture and Storage (Kohlendioxidabscheidung und
-lagerung; CO2-Sequestrierung).

3 Dieser Anteil ist auf die Klimawirksamkeit der Treib-
hausgase bezogen, bei der andere Treibhausgase
wie etwa Methan in CO2-äquivalente Mengen um-
gerechnet werden. 

4 Mittel- und kurzfristig ist dabei vor allem die CO2-
Aufnahme durch Ozeane und Pflanzen von Be-
deutung.
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cen ab, ohne aber die Angebotsdynamik ausreichend zu be-
rücksichtigen. Das trifft sowohl für die politische als auch
für die wissenschaftliche Diskussion zu. 

Vor allem die letzten fünf Jahre haben deutlich gezeigt, dass
die Bemühungen der Europäer, auf Nachfragereduzierung
zu setzen, einer Fehleinschätzung unterliegen. So zeigt Ab-
bildung 2, dass seit 2002 die Karbonintensität5 entgegen
dem jahrzehntelangen rückläufigen Trend wieder stark an-
gestiegen ist und die Wachstumsrate der Emissionen in
den letzten Jahren die höchste war, die in den letzten drei
Dekaden beobachtet wurde. Diese Trendwende hat vor al-
lem der vermehrte Kohleeinsatz verursacht: In den USA,
Indien und China beobachten wir eine Renaissance der
Kohle, die die meisten Beobachter noch vor wenigen Jah-
ren für undenkbar hielten. Der seit 2001 steigende Ölpreis
hat den Gaspreis mit nach oben gezogen, wodurch die
Verstromung der Kohle wieder rentabel wurde. Mit dem
steigenden Ölpreis stiegen aber auch die Investitionen in
die Exploration neuer Ölfelder an, so dass zunehmend
nicht-konventionelle Ölfelder abgebaut werden (z.B. in Al-
berta) und die Suche nach konventionellem Öl intensiviert
wird. In China und in den USA wurden Investitionsprogram-
me für die Verflüssigung von Kohle aufgelegt; vor allem Chi-
na geht diesen Weg, um von den Ölimporten aus dem

Nahen und Mittleren Osten unabhängiger zu
werden. Da die Kohleverflüssigung bei einem
Preis von 60 bis 80 US-Dollar pro Barrel ren-
tabel ist, wird diese Option in der kommen-
den Dekade auch genutzt werden – denn es
ist kaum damit zu rechnen, dass der Ölpreis
dauerhaft merklich unter diese Marke fällt.
Diese Situation wird sich noch dramatischer
zuspitzen, wenn man der Auffassung ist, dass
das Produktionsmaximum von Öl bereits in
naher Zukunft erreicht wird. Dies würde den
Druck auf eine vermehrte Kohlenutzung noch
weiter verstärken. Die Hoffnung der so ge-
nannten Peak-Oil-Vertreter, die zunehmende
Knappheit von Öl würde der Klimapolitik hel-
fen, weil der steigende Ölpreis einen raschen
Ausstieg aus der fossilen Ressourcennutzung
erzwingt, ist in der Tat eine gefährliche Illusi-
on. Denn gerade weil Kohle vor allem in Chi-
na, Indien und in den USA reichlich und bil-
lig vorhanden ist, wird Peak-Oil den Abschied
vom konventionellen Öl erzwingen, aber kei-
neswegs den Abschied von der Kohle. Der
Renaissance der Kohle ist bisher wenig Auf-
merksamkeit geschenkt worden. Es sind aber
gerade die enormen Kohlevorkommen, die

die Gefahr für das Klima darstellen. Wie Abbildung 1 zeigt,
dürften aus Klimaschutzperspektive konventionelle Öl- und
Gasvorkommen größtenteils aufgebraucht werden. Kohle
scheint hingegen noch für ausreichend lange Zeit vorhan-
den zu sein. Hier liegt das eigentliche Problem. Daher wird
der Bedarf einer CCS-Technologie zunehmen, wenn Kli-
maschutz betrieben werden soll.

CCS und die Realisierung des 2-Grad-Ziels

Angesichts der Risiken des Klimawandels und der Unmög-
lichkeit einer zuverlässigen Schadensbewertung gibt es
gute Gründe dafür, die Emissionen, die noch in der Atmo-
sphäre abgelagert werden können, zu begrenzen. Zwar
kann diese Grenze nicht mit letzter naturwissenschaftlicher
Genauigkeit bestimmt werden, aber das Risiko des gefähr-
lichen Klimawandels lässt sich erheblich vermindern, wenn
der Anstieg der globalen Mitteltemperatur auf 2°C begrenzt
wird. Dieses 2°C-Ziel lässt sich durch verschiedene Emis-
sionspfade mit unterschiedlichen Wahrscheinlichkeiten ein-
halten. In Abbildung 1 sind die kumulierten Emissionen
für Kohle, Öl und Gas gezeigt, die noch abgelagert wer-
den dürfen, wenn mit über 60-%iger Wahrscheinlichkeit
das 2°C-Ziel erreicht werden soll (entsprechend einer Kon-
zentration von 400 ppm-CO2-Äquivalenten). Dabei wurde
ein wohlfahrtsoptimaler Entwicklungspfad für dieses Emis-
sionsszenario mit dem Modell REMIND-R berechnet, der
auch Kohlenstoffabscheidung und -lagerung als Vermei-
dungsoption beinhaltet (vgl. Leimbach et al 2008; Eden-
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Abb. 1

5 Die Karbon- oder auch Kohlenstoffintensität gibt das Verhältnis von Pri-
märenergiemenge zu verwendetem Kohlenstoff an. Je höher die Karbon-
intensität ist, desto mehr Kohlenstoff wird für die Primärenergiegewin-
nung verbraucht und desto mehr CO2 entsteht dabei.

Bereits verbrauchte (1750–2004) und noch vorhandene fossile Energieträger (2007) sowie prognos-
tizierter Verbrauch bis 2100 im BAU-Szenario (ohne Klimaschutzmaßnahmen) bzw. im 400 ppm-
CO2äq-Szenario (2-Grad-Ziel). Der Einsatz von Kohlenstoffabscheidung und -lagerung (CCS) führt
zu Nullemissionen bei der Kohleverbrennung bzw. zu Negativemissionen bei Biomassenutzung (CCS
bindet insgesamt 432 Gigatonnen Kohlenstoff). 

Quelle: Reserven: BGR (2008); historischer Verbrauch: Marland et al. (2008); Szenarien: 
Edenhofer et al. (2009).
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hofer et al. 2009). Zu den Kosten der Vermeidung wurden
zahlreiche Modellvergleichsstudien durchgeführt, die im
Vierten Sachstandsbericht des Weltklimarates dargestellt
wurden. Dabei zeigt sich, dass 450 ppm-CO2äq. mit 1 bis
2% des weltweiten Sozialproduktes finanziert werden könn-
ten (vgl. IPCC 2007, 205 und 648). Neuere Modellver-
gleichsstudien zeigen, dass auch 400 ppm-CO2äq. mit
ähnlichen bzw. leicht erhöhten Kosten erreicht werden kön-
nen, wenn genügend technische Optionen zur Verfügung
stehen, vor allem die Nutzung von Biomasse in Verbindung
mit der Abscheidung und Einlagerung von Kohlenstoff (vgl.
Edenhofer et al 2009). Denn nicht nur für die Lösung der
Kohlefrage ist diese Option wichtig, sondern auch in Ver-
bindung mit der Nutzung von Biomasse, da Energie aus
Pflanzen grundsätzlich emissionsneutral genutzt werden
kann.6 Wenn der bei der Verbrennung freiwerdende Koh-
lenstoff, etwa bei der Elektrizitätserzeugung, eingefangen
wird, erzeugt man sogar negative Emissionen. Die Abschei-
dungstechnik kann auch genutzt werden, wenn aus Bio-
masse Methan erzeugt wird, das dann als Substitut zum
Erdgas genutzt werden kann (vgl. WBGU 2008, 294). Die-
se negativen Emissionen sind möglicherweise notwendig,
wenn im 21. Jahrhundert die atmosphärische CO2äq.-Kon-
zentration auf 400 ppm stabilisiert werden soll, um mit
hoher Wahrscheinlichkeit das 2°C-Ziel erreichen zu kön-

nen. Wie verschiedene Modellrechnungen
zeigen, ist die kombinierte Biomasse-CCS-
Option hierfür unverzichtbar (vgl. Edenho-
fer et al. 2009). Da bei der Nutzung von Koh-
le in Kombination mit CCS immer Restemis-
sionen entstehen, wird gerade bei ambitio-
nierten Zielen die Nutzung von CCS mit
Kohle auf CCS mit Biomasse verlagert. Dies
könnte bedeuten, dass man die begrenz-
ten Lagerstätten der Nutzung mit Biomas-
se-CCS vorbehalten muss, da nur auf die-
se Weise negative Emissionen erzeugt wer-
den können. 

Die Modellrechnungen zeigen weiterhin, dass
sich ohne CCS die Kosten für den Klima-
schutz verdoppeln, wenn das 2°C-Ziel mit
einer nur geringen Wahrscheinlichkeit von 2
bis 20% eingehalten werden soll. Verfolgt
man das ambitionierte Ziel von 400 ppm-äq,
so ist dieses Ziel ohne die CCS-Option nicht
zu erreichen. 

CCS und der Emissionshandel

CCS wird nur dann eine bedeutsame Option für den Klima-
schutz sein, wenn es einen ambitionierten Klimaschutz gibt.
Dieser ist jedoch nur möglich, wenn es in den nächsten zehn
Jahren einen globalen Emissionshandel gibt, bei dem sich
ein CO2-Preis ergibt, der die tatsächliche Knappheit des De-
ponieraums der Atmosphäre widerspiegelt. In dieser Über-
gangsphase hat die CCS-Option den Vorteil – darauf hat
Hans-Werner Sinn (2008) in seinem Grünen Paradoxon hin-
gewiesen –, dass die Nachfrage nach fossilen Ressourcen
nicht unmittelbar gesenkt und damit auch die Rentenein-
kommen der Ressourcenbesitzer unberührt gelassen wird.
Dies wiederum hat zur Folge, dass diese ihre Ressourcen-
extraktion nicht beschleunigen, um der Entwertung ihrer
Renteneinkommen durch die sinkende Nachfrage zu entge-
hen. Damit schafft CCS einen zeitlichen Spielraum, um ei-
nen globalen Emissionshandel aufzubauen und in die erneu-
erbaren Energien zu investieren. Zwar sind die Kosten der
Abscheidung von Kohlenstoff noch nicht hinreichend be-
kannt, es ist aber durchaus möglich, dass die Kosten durch
den verringerten Wirkungsgrad und die niedrige soziale Ak-
zeptanz so hoch werden, dass CCS auch in einem 2°C-Sze-
nario gegenüber Energieeffizienz, erneuerbaren Energieträ-
gern und Kernenergie nicht konkurrenzfähig wird. Die bis-
her vorgelegten Modellstudien zeigen jedoch, dass dies sehr
unwahrscheinlich ist. In mehreren Modellvergleichen zeigt
sich, dass CCS als Vermeidungsoption unverzichtbar ist, um
ambitionierten Klimaschutz zu erreichen. Durch die Imple-
mentierung des Emissionshandels sind jedoch nicht alle ord-
nungspolitischen Fragen der Kohlenstoffabscheidung ge-
löst: So ist noch unklar, welche und wie viele Lagerstätten
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6 Allerdings wird eine emissionsfreie Nutzung der Bioenergie in der Praxis
meist nicht erreicht, da bei Anbau und Verarbeitung von Energiepflanzen
fossile Energieträger (z.B. für Industriedünger und Maschinen) eingesetzt
werden oder gar Waldflächen zerstört werden. Hier zeigt sich, wie wich-
tig ein globaler Kohlenstoffmarkt ist, der nicht nur Kohle, Öl und Gas um-
fasst, sondern auch andere Inputs der Biomasseproduktion wie Dünger-
produktion und, nach Möglichkeit, Wälder. 
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Dekomposition der weltweiten CO2-Emissionen in die Wirkungsfaktoren Bevölkerungswachstum,
Weltinlandsprodukt, Energie- und Karbonintensität. Mit dem Jahr 2002 begann eine Trendumkeh-
rung bzgl. der jahrzehntelangen Dekarbonisierung der Weltwirtschaft. 

Quelle: Berechnungen von Jan Steckel (PIK) auf Datengrundlage der IEA (2007a,b).
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als sicher qualifiziert werden können. Die Abschätzungen
des IPCC sind mit zu großen Unsicherheiten belastet als
dass man hierauf Energiestrategien in Europa, USA und Chi-
na gründen könnte. Neben verbesserten Abschätzungen
müssen frühzeitig Anreize geschaffen werden, damit Un-
ternehmen ein Eigeninteresse daran haben, nur in Lager-
stätten einzulagern, bei denen die Wahrscheinlichkeit des
Entweichens gering ist.

Darüber hinaus könnte die Knappheit der geologischen La-
gerstätten zuschlagen, in denen 545 Gigatonnen Kohlen-
stoff gelagert werden könnten (vgl. IPCC 2005, 33). Es ist
jedoch unklar, ob sich diese Zahl im Lichte neuerer Forschun-
gen als robust erweisen wird und nicht noch nach unten kor-
rigiert werden muss. Verschiedene Modellrechnungen für
das 400 ppm-Konzentrationsziel ergeben einen Bedarf von
120 bis 400 Gigatonnen Kohlenstoff, der eingelagert wer-
den muss (vgl. Edenhofer et al. 2009). Je ambitionierter
das Konzentrationsziel, desto mehr Kohlenstoff wird aus Bio-
masse-CCS statt aus Kohle-CCS eingelagert. Für eine op-
timale zeitliche und sektorale Nutzung (Biomasse-CCS, Koh-
le-CCS) der Lagerstätten bedarf es deshalb eines eigenen
Knappheitspreises.

Aus klimaökonomischer Sicht hat CCS ein großes Potenti-
al. Es kommt jetzt darauf an, durch Demonstrationsprojek-
te die technische Machbarkeit, die ökonomische Vorteil-
haftigkeit und vor allem auch die soziale Akzeptanz und öko-
logische Effektivität zu zeigen. Darüber hinaus muss das Po-
tential der sicheren Lagerstätten abgeschätzt und die Haf-
tungsfragen versicherungstechnisch geklärt werden. Dies
sind große Aufgaben, die in den nächsten zehn Jahren ge-
löst werden müssen.
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CO2-Abscheidung und Speicherung: Ein
wichtiger Beitrag für den Klimaschutz!

CCS als Teil des Klimaschutzes – technische,
wirtschaftliche und politische Herausforderungen

Eine der größten Herausforderungen der nächsten Jahre für
unsere Gesellschaft wird es sein, die Auswirkungen der glo-
balen Erwärmung in Grenzen zu halten. Die ersten Anzei-
chen des Klimawandels zeigen sich schon seit Jahren. Sie
sind Vorboten dessen, was auf unseren Planeten zukommt,
wenn wir nicht gegensteuern. Die CCS-Technik muss hier
einen erheblichen Beitrag leisten, die CO2-Emissionen in die
Atmosphäre zu begrenzen und die schwerwiegenden Fol-
gen, die der Klimawandel für die Menschheit haben wird,
einzudämmen. Denn nicht nur die jüngsten Prognosen der
Internationalen Energieagentur gehen davon aus, dass fos-
sile Energieträger in steigendem Umfang zur Deckung des
Weltenergiebedarfs unverzichtbar sind. Jedoch ist CCS nicht
von heute auf morgen einzuführen. Neben dem technischen
Entwicklungsbedarf ist ein gesicherter Rechtsrahmen, eine
breite gesellschaftliche Unterstützung und auch eine öf-
fentliche Förderung nötig, damit die enormen Anstrengun-
gen, die die Entwicklung von CCS erfordert, geschultert wer-
den können.

Klimaschutz und Energieversorgung

Eine vorausschauende Energiepolitik muss auf einen Mix al-
ler Energieträger in der Energieversorgung setzen, fossile
ebenso wie regenerative Energien und selbstverständlich
auch Kernenergie. Neben Milliardeninvestitionen in erneu-
erbare Energien und den sicheren Betrieb von Kernkraftwer-
ken nimmt E.ON deshalb auch eine Vorreiterrolle bei der Ent-
wicklung konventioneller Kraftwerkstechnologien auf Basis

von Kohle und Erdgas ein. Wesentliches Element ist dabei
das hocheffiziente Kraftwerk. Durch die von der EU verab-
schiedeten ehrgeizigen Ziele zur Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen ist eine deutliche Reduzierung der CO2-Emis-
sionen aus der Stromerzeugung erforderlich. Um dieses Ziel
zu erreichen, müssen Technologien zur CO2-Abscheidung
und Speicherung kommerziell zur Verfügung stehen und
baldmöglichst zum Einsatz kommen. Bislang fehlen in den
meisten Mitgliedstaaten der EU die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen für die langfristige Speicherung von CO2, so
auch in Deutschland. Allerdings ist nach der Einigung auf
europäischer Ebene auf die EU CCS Direktive ein Ende die-
ser Situation absehbar, sofern es zu einer raschen Imple-
mentierung in deutsches Recht kommt.

Wirkungsgradsteigerung als Grundstein 
der Entwicklung

Der erste Schritt zur Emissionsreduktion bei fossil befeuer-
ten Kraftwerken ist die Steigerung des Wirkungsgrades.
Denn mit jeder Tonne Brennstoff, die nicht zur Erzeugung
von Strom und Wärme eingesetzt werden muss, entfallen
nicht nur CO2, sondern auch weitere Emissionen. Dieser Vor-
teil gilt nicht nur für Kraftwerke ohne CO2-Abtrennung, son-
dern auch für Kraftwerke mit CO2-Abtrennung. Deshalb
muss die Wirkungsgradsteigerung im Zentrum der Weiter-
entwicklung von Kohlekraftwerken stehen. 

Der vielversprechendste Schritt zur Wirkungsgradsteigerung
ist die Erhöhung der Dampfparameter. Dies geschieht durch
den Einsatz neuer Werkstoffe. Nickellegierungen können hel-
fen, dass der Druck auf 350 bar und die Temperatur im
Kessel auf rund 700°C gesteigert werden kann. So können
mit dieser Technologie 50% Wirkungsgrad erreicht werden,
eine weitere Steigerung um etwa 4% Punkte gegenüber den
heute im Bau befindlichen Anlagen. Auch wenn das nicht
nach viel klingt, es bedeutet einen Quantensprung in der
Kraftwerkstechnik. Verglichen mit dem Durchschnitt der Koh-
lekraftwerke in Europa wird damit eine Minderung der CO2-
Emissionen um ein Drittel möglich.

E.ON Energie plant am Standort Wilhelmshaven die Errich-
tung des weltweit ersten Kohlekraftwerks mit Frischdampf-
temperaturen von 700°C und einem elektrischen Nettowir-
kungsgrad von mehr als 50%. Die Inbetriebnahme soll bis
2015 erfolgen. 

»Carbon Capture« – auf dem Weg zum nahezu
CO2 freien Kraftwerk

Drastische Reduktionsanforderungen auf Werte um 
100 gCO2/kWhel – was nur noch einem Siebtel der Emission
hocheffizienter Kohlekraftwerke entspricht – erfordern die
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Anwendung von Technologien zur CO2-Abscheidung und
Speicherung (CCS). Die heute bekannten Entwicklungslini-
en (CO2-Rauchgaswäsche, Oxyfuel Prozess, Kohleverga-
sung mit Synthesegaswäsche) befinden sich allerdings alle
in frühen Entwicklungsstadien. 

Die Verfahren bauen teilweise auf etablierten Technologien
aus anderen Branchen (z.B. chemische Industrie) auf, aller-
dings sind dort um eine Größenordnung kleinere CO2-Men-
genströme zu behandeln. Zudem liegen keine Erfahrungen
mit dem Einsatz für Kraftwerksabgase vor, die neben ei-
nem höheren Restsauerstoffgehalt eine größere Anzahl von
Schadstoffen enthalten. 

Erfahrungen mit der CO2-Abscheidung in Kohlekraftwer-
ken im großtechnischen Maßstab oder in großen Demons-
trationsanlagen liegen bisher nicht vor. Daher sind derzeit
weder technische Betriebserfahrungen noch detaillierte
Kenntnisse über die Kosten und damit die Wirtschaftlich-
keit derartiger Kraftwerke vorhanden. Arbeiten im Rahmen
der EU Technologieplattform für CO2-freie Kraftwerke (ZEP)
legen nahe, dass es nach einer Phase kleiner und mittlerer
Pilotanlagen bis etwa 2015 möglich sein wird, alle drei Tech-
nologielinien im vorkommerziellen Maßstab zu demonstrie-
ren. Zum heutigen Zeitpunkt kann man noch nicht absehen,
welches CO2-Abtrennverfahren sich unter den zukünftigen
Rahmenbedingungen als am vorteilhaftesten erweist. Des-
halb gilt es alle Verfahren weiter zu erforschen und zu tes-
ten, um die optimale Technologie verfügbar zu machen. Ge-
rade vor dem Hintergrund der langen Lebensdauer von Kraft-
werken gibt es hierzu keine Alternative.

»Capture-Ready« – Nachweis für die 
Zukunftsfähigkeit von Kohlekraftwerken

Kraftwerke sind industrielle Investitionen, die über einen sehr
langen Zeitraum eingesetzt und amortisiert werden. Kohle-
kraftwerke werden für eine Lebensdauer von mehr als
40 Jahren konzipiert, ein Zeitraum, in dem es zu deutlichen
Veränderungen der Rahmenbedingungen kommen kann.
Deshalb gilt es Kraftwerke so zu errichten und zu betrei-
ben, dass flexibel auf wechselnde Rahmenbedingungen rea-
giert werden kann. Heutige Investitionen müssen auch künf-
tig sinnvoll sein, wenn zu einem späteren Zeitpunkt der Ein-
satz von CO2-Abtrennung und Speicherung technisch mög-
lich und sinnvoll ist. Zukunftsfähig sind deshalb heute nur
noch Kohlekraftwerke, bei denen die Möglichkeit besteht,
eine CO2-Abscheidung nachzurüsten. 

Um dies sicher zu stellen, hat der TÜV Nord das Zertifizie-
rungsverfahren »Capture Ready« entwickelt, mit dem die
Eignung zur Nachrüstung über eine detaillierte und objekti-
ve externen Prüfung nachgewiesen werden kann. E.ON
Energie hat seine Neubauprojekte »Kraftwerk 50plus« in Wil-

helmshaven und »Kraftwerk Antwerpen« einer Prüfung durch
den TÜV Nord unterzogen. Beide Neubauprojekte haben
die Überprüfung des TÜV Nord erfolgreich bestanden und
sind zertifiziert worden. Für weitere Neubauprojekte im E.ON
Portfolio ist eine entsprechende Zertifizierung ebenfalls vor-
gesehen.

Politisches Umfeld für CCS

Auf Basis der derzeitigen Rechtslage ist die kommerzielle
Speicherung von CO2 im Untergrund innerhalb der Mitglied-
staaten der EU noch gar nicht genehmigungsfähig. Um die-
se wichtige gesetzliche Lücke zur geologischen Speiche-
rung von CO2 zu schließen, hat die EU-Kommission am
23. Januar 2008 den Entwurf einer EU-Richtlinie zur Geo-
logischen Speicherung von CO2 als Teil des EU-Klima- und
Energiepakets vorgelegt. Im Rahmen der Sitzung des Eu-
ropäischen Rates am 12. Dezember 2008 konnte eine Ei-
nigung zwischen Rat und Europaparlament über die end-
gültige Ausgestaltung der Direktive erzielt werden, so dass
sie voraussichtlich in der ersten Jahreshälfte 2009 in Kraft
treten kann. Die Richtlinie muss dann von den einzelnen Mit-
gliedstaaten in nationales Recht umgesetzt werden. In
Deutschland arbeiten das Bundesumweltministerium und
das Bundeswirtschaftsministerium gemeinsam an einem na-
tionalen CCS-Gesetz. Für die in Deutschland geplanten De-
monstrationsprojekte ist eine schnelle Umsetzung erforder-
lich, um eine Verzögerung der technologischen Entwicklung
auch im Hinblick auf den europäischen Wettbewerb zu ver-
meiden. 

Markteinführung von CCS – eine wirtschaftliche
Herausforderung

Langfristig muss sich die CCS Technologie marktwirtschaft-
lich behaupten können. Das heißt, dass der Aufwand für die
höheren Investitionen und betrieblichen Kosten durch die nicht
emittierten CO2-Emissionen und somit eingesparte Kosten auf-
gewogen wird. Dabei sind Kosten für Abtrenntechnik, Trans-
port und Speicherung zu berücksichtigen. Die CCS-Techno-
logie kommt in einem zukünftigen Emissionsrechtehandels-
system dann zum Tragen, wenn sie die kostengünstigste Ver-
meidungsoption darstellt. Die Kosten für die Reduzierung von
CO2-Emissionen durch CCS werden langfristig für die kom-
merziell verfügbare Technologie im Bereich von 40-50 €/tCO2

gesehen. Diese Größenordnung deckt sich durchaus mit Prog-
nosen zum langfristigen Wert von CO2-Emissionszertifikaten.
Es also mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit davon auszu-
gehen, dass Kraftwerke mit CCS-Technologie ein wirtschaft-
lich begründeter Teil der Energieversorgung sein werden.

Für die geplanten Demonstrationsanlagen, die etwa ab 2015
in Betrieb gehen könnten, werden allerdings noch Kosten
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zwischen 60 und 90 € pro vermiedener Tonne CO2 erwar-
tet. Verschiedene Marktakteure gehen für diesen Zeitraum
von Marktpreisen für die CO2-Zertifikate von 30 bis 50 €
pro Tonne CO2 aus. Die Kosten der CO2-Vermeidung der
ersten CCS-Demoanlagen übersteigen demnach die zu er-
wartenden Einsparungen aus der Vermeidung des Zukaufs
von CO2-Emissionszertifikaten deutlich. Erst mittelfristig ist
davon auszugehen, dass durch Lern-, Größen-, und Opti-
mierungseffekte die Kosten für die CCS-Technologie unter
den Zertifikatepreis fallen und damit ein kommerzieller Ein-
satz der Technologie möglich wird.

Investitionen in erste CCS-Demonstrationsanlagen werden
also ohne eine öffentliche Förderung nicht darstellbar sein.
Es ergeben sich durch den Betrieb dieser Demoanlagen über
ihre erwartete Betriebsdauer negative Kapitalwerte in einer
Größenordnung von 0,6 bis 1 Mrd. €, Belastungen, die von
der Industrie allein nicht getragen werden können. 

Aus diesem Grunde ist eine Anschubfinanzierung durch die
öffentliche Hand dringend erforderlich, wie sie z.B. auch für
die Markteinführung Erneuerbarer Energien besteht. Ohne
diese Anschubfinanzierung würde sich die Fortentwicklung
und Verbreitung der CCS-Technologie um einige Jahre ver-
zögern – zu lange, um die ehrgeizigen Ziele der Begren-
zung des Anstiegs der globalen Temperatur zu erreichen.
Diese sind erforderlich, um die negativen Folgen des dro-
henden Klimawandels auf ein vertretbares Maß zu begren-
zen. Somit liegt eine Beschleunigung der Markteinführung
von CCS im direkten Interesse der Gesellschaft, um die ne-
gativen Auswirkungen des drohenden Klimawandels zu be-
grenzen. 

CCS erfordert breite gesellschaftliche 
Unterstützung

Ein ganz wesentlicher – wenn nicht sogar der entscheiden-
de – Schritt auf dem Weg zur Markteinführung CO2-armer
Kraftwerke ist es, die Bevölkerung von der Notwendigkeit,
der technischen Machbarkeit und der Sicherheit der CO2-
Abscheidung und Speicherung zu überzeugen. Kürzlich ver-
öffentlichte Ergebnisse zur Akzeptanz dieser Technologie
zeigen unter anderem, dass die Informationen sehr unter-
schiedlich aufbereitet werden müssen, um die Menschen zu
erreichen.

Um solche Informationsdefizite abzubauen, wurde daher
das gemeinnützige »IZ Klima – Informationszentrum klima-
freundliches Kohlekraftwerk e.V.« gegründet, welches sich
für die Verbreitung von Informationen über die Chancen und
Potentiale der CCS-Technologie einsetzt. Als Ansprechpart-
ner für die interessierte Öffentlichkeit, Medien und Fachpu-
blikum bemüht sich das IZ Klima um die Etablierung eines
sachgerechten und konstruktiven Dialogs über die Notwen-

digkeit einer klimafreundlichen Nutzung fossiler Energieträ-
ger. Auf Europäischer Ebene informiert die EU-Technolo-
gieplattform ZEP in ausgewogener Form über die CO2-Ab-
scheidung und Speicherung. 

Zusammenfassung und Ausblick

Eine langfristig umweltfreundliche, sichere und bezahlbare
Stromversorgung liegt in unser aller Interesse. Die CO2-Ab-
trennung und Speicherung bietet hierfür erfolgversprechen-
de Ansätze. Die damit verbundenen Kosten und das Risi-
ko, diese Technologien marktreif zu machen, sind allerdings
erheblich. Deshalb bedarf es neben der Schaffung des er-
forderlichen rechtlichen Rahmens für die CO2-Speicherung
und neben erheblichen finanziellen Beiträgen der Energie-
versorger zusätzlicher entsprechender finanzieller Anstren-
gungen der öffentlichen Hand zur Unterstützung der ersten
Demonstrationsprojekte. Aufgrund der langen Vorlaufzei-
ten komplexer Bauvorhaben ist zeitnah eine Klärung der
offenen Fragen erforderlich. Die Energieversorger sind be-
reit, im Rahmen eines konstruktiven Dialogs, gemeinsam
Lösungen für die anstehenden drängenden Entscheidun-
gen zu entwickeln.
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Sind ambitionierte Klimaschutzziele
weltweit ohne CCS realisierbar?

Die Herausforderung: 
Unter 2 Grad Erwärmung bleiben

Laut dem Weltklimarat IPCC, der weltweit größten Autori-
tät in Klimafragen, bewahrheiten sich die Aussagen der Kli-
mawissenschaft nicht nur mit großer Sicherheit, sondern
müssen sogar verschärft werden: Die Folgen der Klimaän-
derung kommen schneller, und sie sind folgenreicher als
noch vor Jahren gedacht (vgl. IPCC 2007). Ein Beispiel: Für
20 bis 30% der Arten steigt das Risiko des Aussterbens,
wenn die Weltmitteltemperatur um mehr als 2 bis 3 Grad
gegenüber dem vorindustriellen Wert steigt. Die Gefahr, dass
Kipp-Punkte mit mindestens kontinentaler Auswirkung über-
schritten werden, steigt jenseits dieser Temperaturschwel-
le dramatisch. Die Herausforderung durch den menschen-
gemachten Klimawandel ist noch größer geworden als vor-
her befürchtet, und sie hat viel bedrohlichere Folgen für die
Menschheit als die gegenwärtige Weltfinanz- und -wirt-
schaftskrise.

Die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Uni-
on haben auf dem Frühjahrsgipfel 2007 einen ersten wich-
tigen Schritt zum Erreichen des EU-Klimaziels, wonach
die Erwärmung unter 2°C bleiben soll, gesetzt. Sie be-
schlossen eine Verminderung der Treibhausgasemissio-
nen der EU um 30% gegenüber 1990, wenn es eine Nach-
folgeregelung für die Zeit nach 2012, also dem Auslaufen
der ersten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls,
gibt. Ohne jede Vorbedingung will die EU auf jeden Fall
ihre Emissionen um 20% bis 2020 senken. Eine Vermin-
derung um 30% in der EU und im Durchschnitt der In-
dustrieländer wäre nicht nur einigermaßen vereinbar mit

dem Ziel, die Emissionen der Industrieländer bis zum Jahr
2050 um 80% zu senken, sie ist dafür notwendig. Bis 2050
müssen die weltweiten Emissionen mindestens halbiert
werden, damit das Risiko nicht zu groß wird, dass die
gerade noch tolerierbare Erwärmung um 2 Grad gegen-
über vorindustriellem Niveau nicht überschritten wird. Die
Industrieländer haben sich beim UN-Klimagipfel in Bali da-
zu verpflichtet, den Umbau in den Schwellenländern durch
eine groß angelegte Technologie- und Finanzkooperation
zu unterstützen. Um auf diesen klimaverträglichen Pfad
zu schwenken, müssen die Emissionen weltweit Mitte des
nächsten Jahrzehnts ihren höchsten Punkt erreichen und
sodann zurückgehen.

Das ist ein höchst ambitioniertes Ziel in einem Zeitraum,
in dem ein großer Teil der Weltbevölkerung – alleine über
2 Mrd. Menschen in China und Indien – einen besseren Le-
bensstandard erreichen will, was zu einer steigenden Ener-
gienachfrage führt. Gerade der ärmste Teil der Weltbevöl-
kerung ist vorwiegend Opfer der Klimaänderung. Wird kei-
ne ambitionierte Klimapolitik umgesetzt, droht beispiels-
weise für Indien und China in 50 oder 70 Jahren die maß-
gebliche Wasserquelle zu versiegen. Die Himalaya-Glet-
scher speisen unter anderem den Oberlauf der größten
Flüsse in Indien und China, eine der am dichtesten bevöl-
kerten Regionen der Welt, und die durch die Klimaände-
rung angestoßene Gletscherschmelze ist auch im Hima-
laya in vollem Gang. Für Regionen, deren Wasserversor-
gung von Schmelzwässern (Schnee/Eis) dominiert wird,
können Unterbrechungen der Wasserversorgung bei stei-
gender Erwärmung vorhergesagt werden. Die Entwicklung
des Monsuns, der die hauptsächlich regengespeiste Land-
wirtschaft mit Wasser versorgt, ist derzeit nicht abzuschät-
zen. Denkbar sind einerseits eine Verstärkung durch den
Klimawandel, andererseits ein Kollaps durch die lokale Luft-
verschmutzung.

Klimaverträgliche Wege

Um die weltweiten Emissionen bis zur Mitte dieses Jahr-
hunderts um über die Hälfte zu senken – und danach muss
diese Entwicklung fortgesetzt werden –, gilt als langfristi-
ges Ziel bei der Stromerzeugung, die Verbrennung fossi-
ler Energieträger zu stoppen. Im Wortsinne nachhaltig sind
über Jahrhunderte lediglich die Erneuerbaren Energien.
Dieser Zielzustand der hundertprozentigen Versorgung
durch Erneuerbare Energien kann allerdings nur nach ei-
ner Übergangszeit erreicht werden. So bleibt zum einen
die Frage, ob es Industriegesellschaften gelingt, in Ver-
bindung mit einer drastisch erhöhten Effizienz der Energie-
nutzung schnell genug den Übergang zu Erneuerbaren
Energien zu bewerkstelligen und auf diese Weise auf wei-
tere fossile Kraftwerke zu verzichten. Ein erheblicher Um-
bau der Infrastruktur einerseits in Richtung smart grid, an-
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dererseits in Richtung super grid ist dabei eine zentrale Vor-
aussetzung. Und zum anderen, ob es Schwellenländern
möglich ist, bei der Stromerzeugung das fossile Zeitalter
zu überspringen.

Diese Frage ist in jedem Land gesondert zu untersuchen,
und die Antwort wird auch von der vorliegenden Ressour-
cenausstattung abhängen. Liegen große Kohlelagerstätten
wie etwa in den USA, in China und in Indien vor und wer-
den bereits abgebaut, fällt ein schneller Übergang zu den
Erneuerbaren schwerer.

CCS ein Teil der Lösung?

Wenn die Klimaziele realisiert werden sollen, kommt für
Industrieländer in absehbarer Zeit keine »konventionelle«
Kohlenutzung mehr in Frage. Dort hat die Kohle nur eine
Zukunft, wenn das CO2 abgeschieden oder durch andere
Verfahren seine Freisetzung verhindert wird (im Folgen-
den wird dies unter CCS – Carbon Dioxide Capture and
Storage – subsumiert). Die entstehenden Mehrkosten von
CCS werden dort grundsätzlich auf den Nutzer überwälzt.
Eine sichere CCS kann als (teilweise) Internalisierung der
externen Kosten verstanden werden und schützt den Wert
der Investition. Nur mit CCS kann es Wettbewerb von Koh-
le und Braunkohle auf gleicher Augenhöhe mit Erneuer-
baren Energien geben. Es bleibt jedoch festzustellen, dass
zwar die einzelnen Bestandteile, jedoch noch nicht CCS
als Gesamtkonzept den Test bestanden hat, dass es in
industriellem Maßstab sicher einsatzfähig ist. Vor diesem
Hintergrund fordern die deutschen Nichtregierungsorga-
nisationen ein Moratorium für den Bau von neuen kon-
ventionellen Kohlekraftwerken.

Auch in Schwellenländern muss die sich Praxis der Koh-
lenutzung bei der Stromerzeugung ändern. Dies hat aller-
dings nur unter Rückgriff auf zusätzliche Ressourcen aus
Industrieländern, die bisher den Hauptteil des menschen-
verursachten CO2 in der Atmosphäre verursacht haben,
Aussicht auf Erfolg. Eine Ko-Finanzierung für CCS-Anla-
gen in Schwellenländern könnte im Rahmen des Techno-
logie-Kooperations-Mechanismus geschehen, der auf dem
Klimagipfel im Dezember 2009 in Kopenhagen beschlos-
sen werden soll. Aufgrund des Zeitbedarfs für die Entwick-
lung von CCS spielt dieses vor 2020 keine wesentliche Rol-
le für die europäische, geschweige denn globale Emissi-
onsentwicklung.

Wenn die Möglichkeit und Sinnhaftigkeit von CCS nach-
gewiesen werden können, würde diese Technologie wohl
auch in Europa zum Einsatz kommen, aber der Schwer-
punkt sinnvollen Einsatzes wird in Schwellenländern lie-
gen. Dies gilt es, bei entsprechenden Strategien zu be-
rücksichtigen. 

Bewertung der Komponenten von CCS

Die »CCS-Technologie« umfasst die Abscheidung (bzw. die
Luftzerlegung beim Oxyfuel-Verfahren), den Transport des
CO2 und schließlich dessen geologische Lagerung. Der ers-
te Schritt ist der (kosten)aufwendigste. Dafür bieten sich drei
verschiedene technische Verfahren an, die bisher jedoch
noch nicht in großen Kraftwerken zum Einsatz kommen. 

i) Beim »Post-Combustion« Verfahren handelt es sich um ei-
ne Rauchgaswäsche. Dieses Verfahren lässt sich prinzipiell
auch in bestehende Kraftwerke integrieren, wenn genügend
Platz vorhanden ist. 

ii) Beim integrierten Kohlevergasungsprozess (IGCC, »Inte-
grated Gasification Combined Cycle«) wird Synthesegas er-
zeugt, dem eine CO2-Wäsche integriert ist. Aufgrund der ho-
hen Komplexität ähnelt eine IGCC-Anlage mehr einer che-
mischen Anlage als einem Kraftwerk. 

iii) Beim Oxyfuel-Verfahren findet die Verbrennung der Kohle
mit reinem Sauerstoff statt. Das entstehende Rauchgas mit
hoher CO2-Konzentration wird gereinigt und verdichtet.

Es ist noch unklar, welches dieser Verfahren des günstigste
ist. Aufgrund dessen werden alle erprobt. Die dabei auftreten-
den Risiken für die umliegende Bevölkerung bewegen sich im
Rahmen auch sonst üblicher großtechnischer Anlagen.

Der Transport von CO2 wird, wenn es in dem Ausmaß ab-
geschieden wird, über das hier diskutiert wird, zu Lande
über Pipelines und auf dem Meer mit Hochseeschiffen ab-
gewickelt. Als vergleichbare Anwendung kann der Trans-
port von Erdgas herangezogen werden, wobei dieses durch
mögliche exotherme Reaktionen als gefährlicher einzu-
stufen ist.

Für die Lagerung von CO2 kommen vor allem geologische La-
gerstätten (ausgebeutete Erdöl- und Erdgasfelder) und sali-
ne Aquifere in Frage. Allen Lagerstätten ist gemein, dass ih-
re Eignung (vor allem für einen langzeit-sicheren CO2-Ein-
schluss) im Einzelfall untersucht werden muss, und dass auch
während der Einlagerung und dann der dauerhaften Lage-
rung ein Monitoring der Lagerstätte geschehen muss. Es muss
sichergestellt werden können, dass die abgetrennten CO2-
Mengen dauerhaft sicher in tiefen geologischen Formationen
gelagert werden können. Wenn CCS global in großem Maß-
stab zur Anwendung kommt, sollte die Leckagerate kleiner
als 0,01% pro Jahr sein, damit CCS einen wirkungsvollen Bei-
trag zum Klimaschutz leisten kann. CCS wird nutzlos, wenn
die Leckagerate 1% überschreitet. CCS, bei dem das Le-
ckage Risiko nicht in den Griff gebracht wird, ist völlig unak-
zeptabel. Problematisch ist allerdings, dass die Nachweis-
grenze von Experten auf etwa 1% pro Jahr eingeschätzt wird,
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obwohl Plausibilitätsannahmen für sichere Lagerstätten weit
geringere Leckagen erwarten lassen.

Um niedrige Leckagen zu gewährleisten, wäre zu überprüfen,
ob folgender vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung
ins Spiel gebrachte Mechanismus (vgl. Edenhofer, Held und
Bauer 2005) zur Sicherung geringer Leckagen von CO2-Spei-
chern anwendbar ist: Jeder, der CO2 zu lagern beabsichtigt,
muss eine entsprechende Menge »Sequestration Bonds«
erwerben. Diese Bonds werden verzinst und auf dem Markt
gehandelt, und sie werden abgewertet, wenn die dazugehö-
rige CO2-Lagerstätte nicht dicht ist. Damit wird ein Anreiz
geschaffen, Speicherstätten zu nutzen, die weitgehend lecka-
gefrei sind. Für Deutschland ist noch ein Kataster für Lager-
stätten von CO2 aufzustellen. Weltweit betrachtet, sieht der
Weltklimarat IPCC in seinem Sonderbericht zu CCS (2005,
442 ff.) genug CO2-Speicherpotential. 

Die absehbaren direkten Sicherheitsrisiken von geologisch
gelagertem CO2 sind begrenzt und liegen damit in einer an-
deren Größenordnung als die der Atommülllagerung. Die La-
gerung von CO2 im Meer wird von praktisch allen Staaten
abgelehnt. Offen ist weiterhin, ob nicht andere Verfahren ge-
funden werden, mit denen CO2 eleganter von der Atmo-
sphäre ferngehalten werden kann.

Politische Wege

Am 17. Dezember 2008 wurde die CCS-Richtlinie der EU ver-
abschiedet. Bei der Umsetzung in nationales Recht geht un-
ter den EU-Mitgliedstaaten Deutschland das Thema beschleu-
nigt an, das CCS-Gesetz soll bereits am 18. Februar 2009
im Kabinett behandelt werden. Ziel ist, dass es noch in die-
ser Wahlperiode verabschiedet werden kann, das BMU hat
dabei die Federführung. Die Haftungsfragen werden allerdings
nicht in diesem Jahr abgeschlossen und später über eine Ver-
ordnungsermächtigung geregelt.

Im nächsten Schritt der Transformation von CCS als einer Tech-
nologie spekulativen Charakters zu einer einsetzbaren Technik
müssen Demonstrationsanlagen erstellt werden. Die EU plant
bis zu zwölf CCS-Demoanlagen bis zum Jahr 2015. Da die Un-
ternehmensseite dafür nicht allein aufkommen will, wurden im
Rahmen des EU-Beschlusses 300 Mill. Emissionserlaubnisse
dafür beiseite gelegt, und weiter 1,5 Mrd. € sollen über bisher
nicht ausgegebenes Geld dafür zusätzlich mobilisiert werden. 

Wenn sich CCS als einsatzbereite Technik erweist, bedarf
es Anreize, damit sie zur Anwendung kommt. Anspruchs-
volle »Emissions performance standards« könnten das leis-
ten und zudem den Netzanschluss weiterer konventioneller
fossiler Kraftwerke verzögern: Anstatt jetzt neue Kraftwer-
ke (ohne CCS) zu bauen, ist die Klimabilanz günstiger, wenn
existierende Kraftwerke – eventuell nach einer Modernisie-

rung, welche zu höheren Wirkungsgraden führt – einige Jah-
re länger laufen gelassen werden.

Auch die Nachrüstung bestehender, nicht zu alter Kraft-
werke, ist vorzusehen. Eine Schwelle von etwa zwölf Jah-
ren Laufzeit könnte sich hier anbieten. Eine PR-Strategie
für »CCS-ready«-Kohlekraftwerke und Pilotprojekte darf al-
lerdings kein Feigenblatt für nicht verpflichtend nachzurüs-
tende Kohlekraftwerke und kein Schmiermittel für ein »wei-
ter so« sein. Viele Beobachter haben derzeit den Eindruck,
dass verschiedenen Akteure eine PR-Strategie umsetzen,
die CCS zur Legitimationsgewinnung für konventionelle
Steinkohle- und Braunkohlekraftwerke generell dienen soll.
Dies ist klimapolitisch völlig kontraproduktiv, für ambitio-
nierten Klimaschutz müssen als nächstes die notwendigen
Rahmensetzungen (z.B.: 100%ige Versteigerung im Emis-
sionshandel; effektive CCS-Richtlinie; wirkungsvolle Schwel-
lenländer-Strategie (z.B. über UN FCCC)) gesetzt bzw. um-
gesetzt werden. Solange solche Rahmensetzungen von den
CCS-Verfechtern nicht unterstützt oder gar aktiv bekämpft
werden, fehlt die Glaubwürdigkeit, dass CCS tatsächlich
umgesetzt und nicht nur als Argument für neue konventio-
nelle Kraftwerke missbraucht wird. Daraus kann ein erheb-
liches Akzeptanzproblem in der Bevölkerung erwachsen.

Zusammenfassung

Nach der Festlegung des gesetzlichen Rahmens sind im nächs-
ten Schritt zügig mehrere CCS-Demonstrationsanlagen zu
errichten und Lagerstätten zu identifizieren, mit denen gezeigt
werden kann, dass CCS den Status der »spekulativen« Tech-
nologie verlassen hat und real im erwarteten Umfang zur Min-
derung der Treibhausgasemissionen beitragen kann. Dann erst
kann entschieden werden, ob CCS zum Erreichen der Klima-
ziele beitragen wird und ob es den erhofften Beitrag für Ener-
gie- und Klimasicherheit leisten kann. Um dazu zu kommen,
muss diese Technik mit großen Anstrengungen zum Einsatz
gebracht werden. Kohlekraftwerke ohne CCS sollten keine Be-
triebsgenehmigung mehr erhalten. Für alle Kraftwerke der letz-
ten zwölf Jahre sollten Nachrüstungen vorgeschrieben, die
Laufzeit älterer Kraftwerke aber deutlich begrenzt werden.
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CCS: Ein wirksamer Beitrag zum 
Klimaschutz?

Gefragt wird nach der Wirksamkeit von CCS als Klimaschutz-
beitrag, also danach, ob dessen Effekt tatsächlich und in
hinreichend negativen Emissionen besteht. CCS wird in der
Diskussion zumeist mit Kohlekraftwerken assoziiert. Hier soll,
in Abhebung davon, die Frage zunächst an einem quanti-
tativ weit weniger bedeutsamen Fall durchgespielt werden,
der jedoch aktuell zur Entscheidung und damit zur Opera-
tionalisierung ansteht.

CCS bei erhöhter Ausbeute von Erdölfeldern

CO2 wird seit langem bei der Förderung von Rohöl im Rah-
men sog. »Tertiärfördermethoden« genutzt. Das hat insbeson-
dere in den USA eine lange Tradition. Dort bestehen seit Jahr-
zehnten mehrere CO2-Pipeline-Netze, die natürliche CO2-La-
gerstätten, aus denen das Gas eigens zu diesem Zweck ge-
fördert wird, mit Erdölproduktionsräumen verbinden – CO2 war
dort also über Jahrzehnte ein Wirtschaftsgut, kein Abfall. 

Das Einpressen von CO2 macht das Rohöl im Wirtsgestein
fließfähiger und erhöht zudem den Druck im Feld. Beides zu-
sammen erhöht die Ausbeute und die Fördermenge. Das ein-
gepresste CO2 wird bei diesem Prozess zwar zum Teil wie-
der mitgefördert, es wird aber immer erneut abgeschieden
und (zu diesem Teil) im Kreislauf geführt. Netto verbleibt ein
nicht unerheblicher Teil des zu Förderzwecken eingepress-
ten CO2 in der geologischen Struktur des Ölfeldes. »Enhan-
ced Oil Recovery« (EOR) lautet die fachliche Bezeichnung.

Es lag für die Erdölindustrie nahe, den Versuch zu unter-
nehmen, sich diesen Nebeneffekt für den Fall vergüten zu

lassen, dass das eingepresste CO2 nicht aus einer natürli-
chen CO2-Lagerstätte stammt, sondern »anthropogenic
emissions of greenhouse gases by sources« vermeidet, so
die Formulierung eines Elements des Additionalitäts-Krite-
riums, welches jedes CDM-Projekt zu erfüllen hat.1

Das CO2, das diese Bedingung erfüllt, stammt entweder aus
der Verbrennung fossiler Energieträger – dann muss es un-
ter hohem Energieaufwand erst noch abgeschieden werden
– oder aus einem Produktionsprozess, bei dem CO2 so-
wieso konzentriert anfällt bzw. in einem nachgeschalteten
Veredelungsprozess mit abgeschieden wird – abgeschiede-
nes CO2-Begleitgas in der Erdgasförderung ist ein Beispiel
für die zuletzt genannte Fallkonstellation. Der ersparte Ener-
gieaufwand macht dies in besonderer Weise geeignet für ei-
ne Pilotphase für CCS.

Beim Executive Board des CDM unter dem Kyoto Proto-
koll (KP) wurden drei »Testballon«-Anträge eingereicht, zu
unterschiedlichen Projektkonstellationen, von denen zwei
aussichtsreich und also von Interesse sind.2 Im einen Fall
(»White Tiger Oil Field CCS« in Vietnam) stammt das CO2

aus dem Rauchgas eines Kraftwerks und soll geologisch
gespeichert werden, unter vorheriger Verwendung zu EOR-
Zwecken. Im anderen Fall, eine Verflüssigungsanlage für
Erdgas in Malaysia, wird CO2, das als Begleitgas des Roh-
gases mitgefördert wird, als Ballast im Zuge der Verflüssi-
gung abgeschieden und bislang in die Atmosphäre entlas-
sen – es soll in Zukunft, ohne synergistische Nutzung (EOR
bzw. Enhanced Gas Recovery (EGR) ist nicht Teil des An-
trags), in Aquiferen oder in ausgeförderten Öl- bzw. Gas-
speichern gelagert werden.

Der Executive Board hat sich nicht in der Lage gesehen, ei-
ne solche Grundsatzfrage mit möglicherweise weit reichen-
den Implikationen selbständig zu entscheiden – die Entschei-
dung wurde an die kommende Vertragstaatenkonferenz in
Kopenhagen weiter gezogen.

Gemäß CDM-Kriterien hängt die »CDM eligibility« eines Pro-
jekts ab von der »Reduktion« relativ zu dem Verlauf, der an-
sonsten eingetreten wäre – zudem ist der »Projektumfang
abzugrenzen«. Zweck eines EOR-(bzw. EGR-)Projekts ist
die Förderung zusätzlicher Mengen an Kohlenwasserstof-
fen, die später verbrannt werden sollen – die Entlassung des
Abprodukts CO2 in die Atmosphäre ist die notwendige Fol-
ge. Der ausgewiesene Reduktionserfolg steht und fällt so-
mit mit der Entscheidung über den einbezogenen »Projekt-
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umfang«. Anders gesagt: Über die quantitative Aussage ent-
scheidet der System-Begriff.

Beispielhaft zeigt die quantitative Argumentation das am
besten öffentlich dokumentierte EOR-Projekt mit CCS-Cha-
rakter: Das Weyburn-EOR-Projekt, auf kanadischem Bo-
den, mit Abgas-CO2 aus den USA gespeist. Eine Über-
schlagsrechnung kommt zu folgendem Ergebnis:

– Insgesamt sollen 20 Mill. t CO2 verpresst und gespeichert
werden.

– Damit, so die Erwartung, lassen sich 122 Mill. Barrel Öl
zusätzlich produzieren.

122 Mill. Barrel zusätzlich gefördertes Rohöl, in Raffinerien
verarbeitet und schließlich in Kraftfahrzeugen verbrannt, brin-
gen zusätzliche CO2-Emissionen in Höhe von knapp 57 Mill. t
CO2. Es ergibt sich: CCS mit EOR führt zu erhöhten Emis-
sionen in Höhe von 37 Mil t CO2. Als Faustformel gilt: Es wird
das Dreifache dessen emittiert, was qua EOR-CCS gespei-
chert wird.

Der Beispielsfall erweist, dass die Frage nach der »Wirksam-
keit« von CCS auf die Netto-THG-Bilanz nicht trivial ist. Die
Entscheidung darüber, was als außerhalb des Systems lie-
gend ausgeblendet werden darf, entscheidet über die Ant-
wort. Es gilt, die Kriterien offen zu legen. Diese Lehre vor Au-
gen wird die Titelfrage für den Fall »CCS nach einem Koh-
lekraftwerk« gestellt.

CCS – die Diffusion einer neuen »Technologie«?

CCS steht für »Carbon Dioxide Capture and Sequestrati-
on« – zunehmend steht das »S« auch für »Storage«. Im Deut-
schen wird derzeit sowohl »Speicherung« als auch »Abla-
gerung« benutzt, womit ausgedrückt wird, ob das CO2 als
dauerhaft weggeschlossen gelten (»ablagern«) oder even-
tuell wieder hervorgeholt werden soll (»speichern«). 

Bezeichnet wird mit dem Kürzel »CCS« ein »Prozess«, der aus
drei Schritten besteht. Im ersten trennt man zunächst das CO2

aus einem Gasgemisch ab (capture). Das Gas ist in diesem
Fall das Ergebnis eines Energieumwandlungsprozesses – das
muss es aber nicht sein. Denkt man das Thema CO2-Abschei-
dung global, so ist das in Roherdöl und Roherdgas mit ge-
förderte CO2 ein wesentliches potentielles Einsatzgebiet für
CCS. Anschließend transportiert man das CO2, in aller Regel
in einer Pipeline, zu einer geeignet erscheinenden (End-)La-
gerstätte, und dort, drittens, verpresst man es unterirdisch –
in der guten Hoffnung, es damit über Jahrhunderte sicher
gespeichert oder abgelagert zu haben.

Nicht jeder dieser drei Schritte erfüllt die definierenden Ei-
genschaften einer Technologie. Dessen ungeachtet wird

CCS gegenwärtig als »Technologie« politisch befördert und
das in einem Maße, wie es sonst nur bei Projekten der Si-
cherheitspolitik vertraut ist. Global koordiniert werden in ra-
schem Tempo genehmigungsrechtliche Barrieren zur Seite
geräumt und Fördermittel bereit gestellt – dieser Vorgang
ist in seiner Dynamik historisch nur vergleichbar mit dem 
Öffnen der Schleusen für die Technologie der zivilen Kern-
kraftnutzung nach der Konferenz »Atoms for Peace« im Jah-
re 1955.

Die Klimawirkung von CCS nach Kohlekraftwer-
ken in der PR-lancierten Mikro-Systemsicht 

CCS macht, so z.B. die Sprechweise der britischen Regie-
rung, voraussichtlich »Nearly zero carbon emissions plants
(NZEC)« möglich.3 Wörtlich genommen ist das richtig, denn
die spezifischen CO2-Emissionen eines (zukünftigen) mo-
dernen Steinkohlekraftwerks in Höhe von 680 g CO2/kWh
werden durch die Nachschaltung von CCS auf 81 g
CO2/kWh zurückgeführt, d.h. auf 12% des zukünftigen Stan-
des der Technik und damit »near zero«.4 CCS am Kraft-
werk aber ist ein äußerst energieaufwändiger Prozess – zur
Produktion derselben Menge an Elektrizität bedarf es eines
zusätzlichen Kohleeinsatzes um bis zu 30%. Das erhöht
zunächst die CO2-Emissionen am Kraftwerk selber um eben-
so 30%, von denen wiederum 88% abgeschieden werden
können – pro erzeugter Kilowattstunde ergibt sich also ei-
ne Minderung von CO2, auf 16%.

Gleichzeitig erfordert dies jedoch mehr Kohleförderung, und
das wiederum impliziert ggfls.5 mehr Grubengas-, also Me-
than-Emissionen. Methan ist 25-mal6 so klimawirksam wie
CO2. Im Endeffekt bedeutet das, dass das »Nearly zero
carbon emissions«-Kraftwerk lediglich rund zwei Drittel der
durch seinen Betrieb ausgelösten spezifischen THG-Emis-
sionen vermeidet, ein Drittel aber beibehält (vgl. Wuppertal
Institut et al. 2007) In Deutschland ist der Ausdruck »zero
emissions« für Kohlekraftwerke inzwischen gerichtlich ver-
boten worden – »Clean Coal« ist nun das, quantitativ offen
gehaltene, Substitut der Namenspolitik der ersten Stunde.
Der Klimawirksamkeit von CCS nach Kohlekraftwerken wird
so auf Basis eines Denkens in willkürlich gegriffenen Sys-
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3 Aber sicherlich nicht, was die EU verspricht: »Sustainable power genera-
tion from fossil fuels: aiming for near-zero emissions from coal after 2020«.
So der Titel des Kohle-Pakets im Rahmen des Energy Action Plans der
EU-Kommission vom 10. Januar 2007 (KOM(2006) 843 endgültig).

4 Zum Vergleich: Ein modernes Erdgas-GuD-Kraftwerk (ohne CCS) bringt
es auf 365 g CO2/kWh, d.i. knapp 50% eines modernen Kohlekraftwerks.
Und große Heizkraftwerke, also bestehende Technologie, haben mit 
< 150 g Treibhausgasen pro kWh Elektrizität bereits jetzt Emissionswer-
te, die die CCS-Technologie ab 2020 erst erreichen will.

5 Das ist nur der Fall bei Steinkohle. Bei Braunkohle sind die Methan-Emis-
sionen unbedeutend. Und Steinkohle ist das auch nur relevant, wenn die
Kohle unterirdisch abgebaut wird. Beim Steinkohle-Tagebau, wie in den
USA vorherrschend, entstehen die Methan-Emissionen kaum.

6 Neuer wissenschaftlicher GWP-Wert nach IPCC AR4 WG1, Tab. 2.14,
der klimarechtlich gültige Wert von 21 ist davon unberührt.
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temausschnitten bestimmt: Es gilt als real, was in mikro-sys-
temischer Perspektive nahe liegt. 

Hier wird dagegen erst einmal explizit die Frage gestellt, die
bei diesem (Kurz-)Schluss gemieden wird: Führt die Nach-
schaltung von CCS hinter einen CO2 produzierenden (Ver-
brennungs-)Prozess tatsächlich global zu verminderten THG-
Emissionen? Oder führt CCS vielleicht zu vermehrten THG-
Emissionen? So ist die Frage danach zu »übersetzen«, ob
CCS ein »wirksamer« Beitrag zum Klimaschutz sei. Die Ant-
wort ist keineswegs selbstverständlich. Hinzu kommt: Es be-
steht bereits eine elaborierte Antwort von Carl Christian von
Weizsäcker. Sie bezeichnet das Niveau, auf dem allein eine
»satisfaktionsfähige« Antwort erwartet werden kann. Wir ge-
ben unsere Antwort dadurch, dass wir uns mit dessen Ant-
wort auseinandersetzen.

Weizsäcker zur Nettoklimawirkung von CCS auf
Basis einer Extremvariante der Sinnthese

Weizsäcker beginnt seine Argumentation mit einer provo-
kanten These:

»Noch so viele Windräder, Solaranlagen und Kernkraftwer-
ke können »Clean Coal« nicht ersetzen. Technisch gesehen
ist der wichtigste Beitrag, den ein Land wie Deutschland
zur Lösung des Klimaproblems leisten kann, dass es der
Welt vorführt, wie »Clean Coal« funktioniert. Das wäre um
ein Vielfaches wichtiger als die Förderung von Windenergie
oder Solarenergie.« (Weizsäcker 2008)

Das Provokante an ihr: Die backstop technology des Zeit-
alters der nach-fossilen Industriegesellschaft ist (beinahe)
zweifelsfrei die Technologie der Energie aus Erneuerbaren
Quellen (»Solarenergie«).7 Das will Weizsäcker vermutlich
nicht bestreiten. Was er meint, ist schrittweise deutlich zu
machen. Der erste Schritt ist, seinen Terminus »Lösung des
Klimaproblems« explizit zu definieren. Wählt man dafür, an-
ders als er, die völkerrechtlich gültige Definition, dann wird
der Eindruck des quantitativ Überzogenen an Weizsäckers
Eingangsthese verständlich. 

»Lösung des Klimaproblems« bedeutet »(mindestens) Stopp
des anthropogenen Klimawandels« – so Art. 2 UNFCCC.
Der stellt sich ein, wenn die THG-Konzentration nicht wei-
ter ansteigt. Erreicht wird das seinerseits, wenn das Zufluss-
niveau der anthropogenen THG-Emissionen auf die natür-
liche Ablaufkapazität heruntergeführt wird. Die liegt deut-
lich unter 20% der heutigen Emissionen.

Die Nachschaltung von CCS führt die CO2-Emissionen ei-
nes Kohlekraftwerks auf 16% des gegenwärtigen Stan-

des der Technik zurück, die Treibhausgasemissionen wer-
den, in LCA-Perspektive, lediglich auf etwa ein Drittel zu-
rückgeführt. Beide Werte liegt deutlich über dem UNFCCC-
kompatiblen »Gleichgewichtswert«, auf dem nur das »Kli-
maproblem gelöst« werden kann. Die Konsequenz: Koh-
lekraftwerke mit CCS können nur ein begrenztes und 
vor allem nur ein zeitlich befristetes Element einer Lösung
des Klimaproblems sein. Sie selbst sind, so zeigen diese
Zahlenverhältnisse, »non-sustainable«; sie sind kein Ele-
ment, das, großflächig eingesetzt, Teil einer »low carbon
society« sein kann.

Weizsäckers eigenes Verständnis seiner Eingangsthese
lautet wie folgt – wobei seine Erläuterung der Basis, des
»extremen Sinneffekts«, der wiederum die Persistenz ei-
nes bedeutenden Anteils völlig unverpflichteter Staaten
bzw. Sektoren voraussetzt, hier als bekannt vorausgesetzt
wird:

»... wie stark dieser »Sinneffekt« ist, kann nur empirisch be-
antwortet werden. ... Unterstellt man ..., dass die langfristige
Nachfragekurve nach fossilen Energieträgern dieselbe Stei-
gung (mit negativem Vorzeichen) hat wie die langfristige An-
gebotskurve (mit positivem Vorzeichen), dann bewirkt jede
technische Einsparung fossiler Energieträger durch den Ein-
satz erneuerbarer Energieträger, durch zusätzliche Kernener-
gie, durch zusätzliche Energieeinsparmaßnahmen, durch Ver-
zicht auf wirtschaftliches Wachstum, dass die Hälfte der so
eingesparten fossilen Energie über den gesunkenen Preis an-
derweitig zusätzlich verbrannt wird. Das hat zur Folge, dass
der Nettoeinspareffekt aufgrund des »Sinneffekts« nur halb so
groß ist, wie er ohne diesen Effekt wäre.

Demgegenüber ist die Nettowirkung der CO2-Einsparung
bei »Clean Coal« aufgrund des »Sinneffekts« sogar größer
als die anfängliche technische Einsparung. Denn die Seque-
strierung von CO2 bei Kohlekraftwerken kostet ja zusätzliche
Energie. Also benötigt man bei »Clean Coal« mehr Kohle pro
Kilowattstunde Strom als ohne die Sequestrierung. Obwohl
also mit »Clean Coal« die CO2-Emissionen sinken, vermehrt
sich durch sie die Nachfrage nach Kohle. Insofern hat die-
se Art der Einsparung von CO2-Emissionen im Gegensatz
zu den anderen Arten einen preissteigernden Effekt für fos-
sile Energieträger mit der Folge, dass die Nachfrage in den
Anwendungsbereichen, in denen keine Sequestrierung statt-
findet, zurückgeht. Für eine Tonne sequestrierten CO2 ergibt
sich damit eine Gesamteinsparung von CO2, die sogar grö-
ßer ist als eine Tonne. Der Klimaeffekt einer Tonne tech-
nisch eingesparten CO2 durch Sequestrierung ist damit we-
sentlich größer als der Klimaeffekt einer technisch einge-
sparten Tonne CO2 durch erneuerbare Energien oder durch
Kernenergie.« (Weizsäcker 2008)

Das ist eine Sichtweise im Marginalkalkül des langfristigen
ökonomischen Gleichgewichtsdenkens. Dessen Ergebnis
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7 Der Zweifel bezieht sich auf die Fusionsenergie.



Zur Diskussion gestellt

steht quer zu denen der beiden vorher eingeführten Denk-
weisen, die ebenfalls langfristige Gleichgewichtszustände
anpeilen. Der Vorzeichenunterschied erklärt sich aus unter-
schiedlichen Systemzuschnitten. Offensichtlich aber ist je-
denfalls: Wer »die« Klimawirkung mit der von CO2 nur gleich-
setzt, CH4 damit ausblendet, kann die Nettoklimawirkung
von CCS schon deshalb nur unvollständig in den Blick be-
kommen. Wie immer gilt die argumentativ-handwerkliche
Maxime: Elaboriere, gerade bei überraschenden Thesen, die
verwendeten Grundbegriffe, hier den Terminus »Lösung des
Klimaproblems«.

Konsequenz der künstlichen Wettbewerbsfähig-
keit von mit CCS wieder marktgängig gemachter
Kohle gegenüber Öl und Gas

Global gesehen gilt die folgende Stilisierung: Würde CCS nicht
qua massiver staatlicher Förderung zur Verfügung gestellt,
so könnten wir uns erlauben, noch sämtliche verfügbaren Koh-
lenwasserstoffe (Erdöl und Erdgas) zu verbrennen, und wür-
den die Kohle, die als fast reiner Kohlenstoff in ihrer Klimawir-
kung ein »natürliches Handicap« gegenüber den Kohlenwas-
serstoffen aufweist8, in der Erdkruste belassen müssen – so
wäre das Klimaziel von »max. + 2°C bis 2100« gerade noch
einzuhalten.9 CCS »verspricht«, so die Sicht der Kohleeigner,
das Handicap ihres Vermögensgegenstandes, der Kohlebe-
stände, aufzuheben. CCS vermag der Kohle unter klimapo-
litisch korrekten bzw. korrigierten Marktbedingungen wieder
die Perspektive der zumindest physischen Wettbewerbsmög-
lichkeit zu eröffnen; mehr noch, sie verspricht, ihr via »Coal to
Liquid« einen zusätzlichen Absatzmarkt zu eröffnen, den von
Treibstoffen für Kraftfahrzeuge, mindestens den für Flugzeu-
ge. Doch die Erfolgsaussicht, die CCS für die Kohle eröffnet,
hat eine Kehrseite: Sie droht, entweder das Absatzpotential
der Kohlenwasserstoffe Öl und Gas massiv zu beschneiden
oder aber, wenn das gegen die Interessen der Öl- und Gas-
besitzer politisch nicht durchzusetzen ist, das Ganze zu be-
schädigen, das »max. + 2°C bis 2100«-Ziel zum Einsturz zu
bringen. Das ist ein gesellschaftlich-politischer Mechanismus,
bei dessen Geltung die »Klimawirksamkeit« von Kohlekraft-
werks-CCS negativ einzuschätzen ist.

Schlussfolgerung

Die Frage nach dem Vorzeichen des Klimaeffekts von CCS
ist offen zu stellen.

Der Versuch einer sachlichen Klärung dieser Frage erfor-
dert eine methodische Klärung der Bedingungen der Ent-

scheidbarkeit zwischen den beiden entgegengesetzten Ur-
teilen. Die Lösung besteht, so unsere Vermutung, in einer
Rückführung, einem Verweis auf die Kriterien der Wahl 
eines angemessenen Systemausschnitts, innerhalb des-
sen Folgen berücksichtigt werden. Wir vermuten zudem,
dass die Entscheidung für eine Handlungs-, also eine poli-
tische Orientierung geeignet ist, einer Antwort, die eine Zer-
legung des ganzen Systems erfordert, den Makel der Will-
kür zu nehmen.
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8 Brennstoffbezogen ist die Klimawirkung von Erdgas, wegen des hohen
H-Anteils in CH4, nur rund 60 Prozent der von Steinkohle (50% von Braun-
kohle). 

9 Vgl. Hansen et al. (2007).
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Im Augenblick konzentriert sich alles auf das Schnüren von
kurzfristigen Finanzpaketen zum Abfedern der unmittelba-
ren Folgen der Finanzkrise. Was noch zu kurz kommt, ist
eine sorgfältige Analyse, wie es zu der jetzigen Situation kom-
men konnte, und vor allem, welche Maßnahmen ergriffen
werden müssen, damit nicht in Zukunft dasselbe passieren
kann (Bundespräsident Köhler in Süddeutschen Zeitung vom
11. Dezember 2008). 

Was sind wesentliche Gründe für die Krise?

1. Eine generelle Schelte des Investment-Bankings ist nicht
angesagt. Alle Produkte, die über die Jahre entwickelt
worden sind, sind nützliche und wirtschaftlich sinnvol-
le Weiterentwicklungen des klassischen Bankgeschäfts.
Dazu gehören selbst die »Massenvernichtungswaffen«
Credit Default Swaps, die im Grunde nichts anderes
sind als direkt am Kapitalmarkt platzierte Kreditrisiken,
die traditioneller Weise von Versicherungs- und Rück-
versicherungsgesellschaften gedeckt werden. Das kön-
nen und sollen auch Banken tun, wenn sie wie die Ver-
sicherer konkrete Kundenrisiken nach sorgfältiger Prü-
fung und Bewertung verkaufen. Das Problem entstand,
weil die CDS auch als abstrakte, von konkreten Kun-
denrisiken losgelöste und damit reine Spekulations-
produkte (»Zockerpapiere«) in dem unvorstellbarem Um-
fang von über 60 Billionen US-Dollar vertrieben wurden.
Damit könnte man die gesamte Weltwirtschaftsleistung
versichern.

2. Damit ist das Kernproblem angesprochen: das völlige
Loslösen dieses Teils der Finanzwirtschaft von der Re-
alwirtschaft. Symbol: Das Bankgeschäft wurde bisher
als Dienstleistungsbranche bezeichnet, da die Banken
mit ihren Produkten wie z.B. dem Kredit konkrete Kun-
denprobleme lösen helfen (»Dienstleister«). Jetzt nen-
nen sie sich gerne Finanzindustrie, die diese Produkte
ihrerseits wieder als Produkte weiter verkauft (»Originate
& Distribute«) und/oder verselbständigt, vom konkreten
Kundenbedarf löst und durch permanente Umverpa-
ckungen (»Strukturierungen«) bis zur Unkenntlichkeit
abstrahiert.

3. Ergebnis dieses Treibens: totaler Verlust der Transpa-
renz der Märkte (»schwarzes Loch«). Es gibt Nieman-
den (keine Börse, Zentralbank oder Aufsichtsbehör-
de), der einen Überblick über das Volumen, Art und Ri-
sikogehalt der so entstandenen Finanzvolumina hat.
Selbst eine klassische Geschäftsbank dürfte letztend-
lich wegen dieser endlosen Verschachtelungen ihre ei-
gene Risikoposition nicht genau kennen, eine Todsün-
de, die wohl der Grund für den vollständigen Verlust des
Vertrauens der Banken untereinander und die perma-

nenten Horrormeldungen über erneute, ständig stei-
gende Risiken in den Büchern der Banken ist. 

4. Das konnte passieren, weil es zugelassen wurde, dass
die Urheber dieser Exzesse (Investmentbanken, Hed-
gefonds, Private-Equity-Firmen u.a.) quasi im rechts-
freien Raum operieren durften und keinerlei Regulie-
rungen unterworfen wurden, die für klassische Banken
aus gutem Grunde weltweit bestehen. Hier liegt das
eklatante Versagen der Aufsichtsbehörden und vor al-
lem der Politik, die ausgehend von den USA und Groß-
britannien sich bis vor kurzem einer von neutralen Fach-
leuten geforderten Regulierung dieser Marktteilnehmer
widersetzt hat.

5. Befeuert wurde diese Entwicklung durch exzessive Ver-
gütungssysteme, die die Handelnden zu einer unver-
antwortlichen kurzfristigen Gewinn- und Rendite-Ma-
ximierung getrieben haben.

6. Dass dies teilweise zu schlichtweg kriminellem Handeln
verleitet hat, ist angesichts der exorbitanten Summen
nicht verwunderlich. Jüngstes Beispiel: Eine der ange-
sehenen Größen der Wall Street, Bernard Madoff, Ex-
Verwaltungsrat der Börse Nasdaq, hat eine Firmen-
gruppe aufgebaut, die nach dem simplen Schneeball-
system funktionierte. Das ist jetzt geplatzt mit einem
erwarteten Schaden für die Anleger von sage und schrei-
be ca. 50 Mrd. US-Dollar, dem dann wohl größten Be-
trugsfall in der Geschichte der Wall Street (Süddeutsche
Zeitung vom 13. Dezember 2008).

7. Idealer Nährboden für diese Entwicklungen war die fast
zehnjährige Phase extrem niedriger Zinsen. Geld und
Liquidität war im Überfluss vorhanden und betäubte das
Bewusstsein für Risiken. Risiko hatte nicht mehr sei-
nen erforderlichen Preis und konnte viel zu billig verkauft
und in die Märkte gedrückt werden.

8. Unterstützt wurde das durch das blinde Vertrauen der
Investoren und Anleger in die Bewertung der angebo-
tenen Risikoprodukte durch die Ratingagenturen. Die-
ses Vertrauen wurde gestützt durch die hohe Reputa-
tion der Agenturen, die Anlageempfehlungen der Ban-
ken, die mit diesen Ratings argumentierten, und bei ins-
titutionellen Investoren sicher auch durch die Bestim-
mung von Basel II, dass Banken für die Bewertung ih-
rer eigenen Risikoanlagen die Bewertung der Rating-
agenturen verwenden dürfen.

9. Dieses Vertrauen war schon allein wegen des Interes-
senkonflikts der Ratingagenturen nicht gerechtfertigt,
da sie direkt von den Emittenten der Risikoprodukte
selbst beauftragt und bezahlt wurden. Beide hatten das
geschäftliche Interesse, möglichst hohe Volumina zu
produzieren, zu raten und zu verkaufen. So kam es zu
dem massenhaften Verkauf von Krediten in den USA an
private Kunden, die nie und nimmer in der Lage waren,
diese Kredite zu bedienen. Offiziell wurde das beschö-
nigend »Subprime Loans« genannt, im Branchenjargon
treffender »Ninja-Loans«: »No Income, No Job, No As-
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sets«. Damit wurden die Kapitalmärkte weltweit über-
schwemmt.

10. Eine genau so große Rolle spielte das ebenfalls blinde
Vertrauen der Beteiligten in hochkomplexe mathemati-
sche Verfahren und Modelle zur Beurteilung von Markt-
entwicklungen und Risiken, die gesunden Menschen-
verstand, Erfahrung und das persönliche Urteil ersetz-
ten. Zudem haben die Modelle erhebliche methodische
Schwächen: Sie stützen sich auf historische Datenrei-
hen, die relativ kurz sind und dabei ungewöhnlich güns-
tige Verhältnisse abbilden wie extrem niedrige Zinsen,
hohe Liquidität, wirtschaftliches Wachstum und boo-
mende Immobilien- und Aktienmärkte. Brüche in der
Entwicklung, die nach aller Erfahrung selbstverständ-
lich sind, und systemische Risiken werden offensicht-
lich nicht berücksichtigt.

11. Diese Modellverliebtheit machte blind für systemische
Risiken, die uralten Erfahrungen entsprechen, die jedem
klassischen Banker selbstverständlich sind, wie
– eine starke Eigenkapitalbasis ist Voraussetzung für 

das Durchstehen immer vorkommender Krisensi-
tuationen;

– zu hohe Verschuldung ist ein permanentes 
Existenzrisiko;

– mangelnde Liquidität und Verlust der Zahlungs-
fähigkeit ist der einzige zwingende Konkursgrund;

– fehlende Übersicht über die eigene Risikoposition
ist tödlich;

– dasselbe gilt für andauernde Fristentransformati-
on (»Münemann-Prinzip: aus kurz mach lang«), d.h.
die kurzfristige Finanzierung langfristiger Anlage-
positionen, die in regelmäßigen Abständen welt-
weit und auch in Deutschland zu Bankenkrisen 
geführt hat. Trotzdem beruht das gesamte 
Geschäft der Spezialgesellschaften für verbriefte
Kredite auf genau solcher Fristentransformation, 
d.h. kurzfristiger Refinanzierung der langfristigen
Finanzierungen;

– speziell für Immobilienfinanzierungen: Die Kredit-
höhe darf sich nicht am jeweiligen Marktwert der
Immobilien richten (»Pfandleihe«), sondern an der
Fähigkeit der Kreditnehmer, die Kredite aus lau-
fenden Einkünften zu bedienen Diese Erfahrung
haben auch die deutschen Banken schmerzlich 
machen müssen.

12. Schlüsselerkenntnis, die ebenfalls zu den ehernen Er-
fahrungssätzen gehört, ist, dass ein direkter Zusam-
menhang zwischen Zins und Risiko besteht. Je höher
der Zins bzw. die Renditeerwartung ist, desto höher ist
das Risiko. Wer eine Eigenkapitalrendite von mindes-
tens 25% verlangt, muss das Risiko seines Geschäfts
entsprechend erhöhen. Beispiel Deutsche Bank: Der
Anteil des klassischen, stabilen Kundengeschäfts, das
eine hohe Eigenkapitalunterlegung erfordert und in dem
eine solche Rendite nicht zu erzielen ist, wurde syste-

matisch reduziert und der Anteil des volatilen, Eigen-
kapital schonenden und risikoreichen Eigenhandels ent-
sprechend erhöht. Dort wird der Löwenanteil der be-
achtlichen Erträge verdient. Es macht die Bank abhän-
gig von diesen volatilen Erträgen. Böse Zungen spre-
chen deshalb seit Jahren von der Deutschen Bank als
»größtem Hedgefonds mit angeschlossenem Bankge-
schäft«. Zusätzlich wurde das freiwerdende Eigenkapi-
tal über Aktienrückkäufe an die Aktionäre zurückgege-
ben. Das erhöht die Rendite, aber schmälert den Risi-
kopuffer Eigenkapital, das jetzt dringend gebraucht wird.
Bleibt zu hoffen, dass die Bank, wie lauthals verkün-
det, die Krise trotzdem aus eigener Kraft übersteht.

13. Zu den systemischen Risiken gehören auch exzessive
Bonus- und Vergütungssysteme, die eine verheerende
Fehlleitung verursachen können. Es ist einfach naiv an-
zunehmen, dass Millionenboni für Händler nicht zu ex-
tremer Risikobereitschaft verleiten, genauso wie Zig-
Millionen-Boni für Vorstände für die kurzfristige Steige-
rung des Aktienkurses zur Manipulation der Kursent-
wicklung bis hin zu kriminellem Verhalten verführen (sie-
he ENRON, Worldcom, Tyco u.a.).

Alle diese systemischen Risiken waren seit Jahren mit Hän-
den zu greifen.

Wie konnte es dazu kommen?

Auf den Finanzmärkten hat sich in den letzten 20 Jahren ei-
ne elitäre Kaste etabliert mit einem Selbstverständnis und
Auftreten, das man nur mit den Worten Maßlosigkeit, Skru-
pellosigkeit und Größenwahn beschreiben kann. Dahinter
stand eine Kultur, die sie selbst mit Glaubenssätzen be-
schrieben, die eigentlich alles erklären, wenn man sie re-
flektiert und nicht nur, wie wir alle, irritiert bis ehrfurchtsvoll
zur Kenntnis genommen hat. Das sind: »Greed is good«:
Gier ist gut, bereichert Euch, so viel Ihr könnt. »Rules are
for fools«: Gesetze und Regeln sind für Dumme da, die nicht
wissen, wie man sie umgehen und aushebeln kann. »Every-
thing goes«: Alles ist erlaubt, wir lassen uns Nichts und von
Niemanden etwas vorschreiben, denn wir sind die »Mas-
ters of the Universe«. Das Geschäftsverständnis ist wie im
Schneeballsystem simpel: »The Party must go on«, solan-
ge, wie man immer noch einen »Greater Fool« findet, der
einem den eigenen Schrott zu einem noch höheren Preis
abnimmt. Treffend formuliert in einem Süddeutschen-Zei-
tung-Interview am 7. April 2008 von Alexander Dibelius,
Deutschland-Chef von Goldman Sachs, auf die Frage, wie-
so niemand die Risiken an den Finanzmärkten sehen woll-
te: »Ich vergleiche das gerne mit Fußball: Sie hören ja auch
nicht auf, Fußball zu spielen, weil Sie wissen, in der 90. Mi-
nute kommt der Schlusspfiff. Da laufen Sie auch, bis tat-
sächlich abgepfiffen wird, und bis dahin wollen Sie auch
gewinnen«, d.h. jeder sucht bis zum bitteren Ende, seinen
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»Greater Fool« zu finden, der auf den Risiken dann sitzen
bleibt, wenn das System zusammenkracht. In dem Scher-
benhaufen sitzen wir jetzt alle mitten drin.

Wissenschaftlich verbrämt wurden diese Glaubenssätze mit
den klassischen Theorien von der positiven Kraft des Ei-
gennutzes, der über freie Märkte zur Steigerung des Ge-
meinwohls führt. Das wurde verabsolutiert zu dem über-
greifenden Glaubenssatz: Hände weg von den Finanz-
märkten, keinerlei Regulierung, die Märkte regulieren sich
selber.

Was ist zu tun?

1. Wir müssen uns wieder daran erinnern, dass auch Märk-
te und individuelle Freiheiten einen Ordnungsrahmen und
Begrenzungen brauchen. Die ganze Geschichte der Zi-
vilisation besteht darin, solche begrenzenden Rahmen-
bedingungen für ein friedliches Zusammenleben in einer
Gesellschaft zu finden. Dabei sollten wir uns in Deutsch-
land darauf besinnen, dass wir in wesentlichen Punkten
andere Grundüberzeugungen haben als die Angelsach-
sen, gerade was die Freiheiten des Einzelnen und sein
Verhältnis zur Gemeinschaft sowie die Rolle von Märk-
ten betrifft. Wir sprechen nicht umsonst bei uns von der
sozialen Marktwirtschaft und der Sozialbindung des Ei-
gentums, die den Rang eines Verfassungsgrundsatzes
hat: »Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich
dem Wohle der Allgemeinheit dienen« (GG Art. 14 II). Dies
müssen wir offensiv vertreten als nachweisbares und
nachhaltiges Erfolgsmodell und uns nicht als nicht mehr
zeitgemäß und provinziell diskreditieren lassen. 

2. Banken und andere Finanzdienstleister müssen sich wie-
der auf ihre Verantwortung und zentrale Funktion als
Dienstleister der realen Wirtschaft konzentrieren und kon-
krete Kundenbedürfnisse erfüllen. Es muss alles getan
werden, um zu verhindern, dass Teile des Marktes wie-
der abgleiten in die nackte Spekulation und erneut ei-
nen »Kasino«-Betrieb aufziehen können. Das muss durch
Normen und konkrete Gesetze unterstützt werden.

3. Absolut zwingend ist, dass alle Marktteilnehmer, die
Bankprodukte anbieten, denselben Regulierungen un-
terworfen werden, die aus gutem Grunde für Banken gel-
ten (z.B. Kreditwesen-Gesetz, Basel II) mit dem Ziel, die
»Sicherheit der den Instituten anvertrauten Vermögens-
werte« zu gewährleisten ( § 6 KWG). Das sind vor allem
Vorschriften über die Ausstattung mit Eigenmitteln und
Liquidität. Es ist ein Unding, dass Kredite, die in den
Büchern einer Bank gehalten werden, eine sinnvoller-
weise vorgeschriebene Unterlegung mit Eigenmitteln er-
fordern, diese aber nicht mehr gefordert wird, wenn die-
selben Kredite verkauft werden und in der Bilanz einer
Nicht-Bank erscheinen oder, noch besser, als Anlage-
produkte (»Asset Backed Securities«) verpackt am Ka-

pitalmarkt angeboten werden und als solche wieder in
der Bilanz der Bank landen. Die Höhe der Eigenmittel-
quoten sollte anhand der Erfahrungen, die wir gerade
durchmachen, deutlich erhöht und auf weitere Aktiva (z.B.
verbriefte Kredite) erweitert werden.

4. »Nackte« Spekulationsgeschäfte und Wetten ohne Be-
zug zu einem realen Grundgeschäft sollten Banken und
vergleichbaren Instituten untersagt werden. Die Abgren-
zung und Vermeidung von Grauzonen ist sicherlich
schwierig, aber durch eine Verpflichtung zur Glaubhaft-
machung eines zugrunde liegenden wirtschaftlichen In-
teresses des Kunden oder Kontrahenten, z.B. Absiche-
rung eines Zins-, Kurs- oder Kreditrisikos beherrschbar.
Vergleichbare Nachweispflichten bestehen beispielswei-
se bereits bei größeren Zahlungen zur Bekämpfung der
Geldwäsche.

5. Ein solches Verbot sollte unterstützt werden durch die
Behandlung von Spiel und Wette im Zivilrecht. Beide
sind nicht verboten, aber die Rechtsordnung versagt
solchen Verträgen wegen der Gefährlichkeit für die Be-
troffenen den Rechtsschutz, d.h. sie sind nicht ein-
klagbar (§§ 762f. BGB). Diese Bestimmung sollte für
»nackte« Spekulationsgeschäfte auch auf Kaufleute
ausgedehnt werden.

6. Eine schwierige, aber zwingend notwendige Aufgabe ist,
in Zukunft eine Transparenz über das Gesamtvolumen
an Bank- und Finanzdienstleistungsprodukten, insbe-
sondere den Derivaten, herzustellen, z.B. über Melde-
vorschriften oder die ausschließliche Abwicklung über
Börsen, die einer effizienten Aufsicht unterliegen. 

7. Zentraler Punkt ist die Verbesserung der Finanzaufsicht.
Unsere Finanzaufsicht muss zu einer schlagkräftigen und
weisungsunabhängigen Behörde ausgebaut werden. Das
erfordert ein Zusammenlegen der bisher getrennten Funk-
tionen von Bundesbank und Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungsaufsicht (Bafin) in einer Hand, und zwar
der der Bundesbank. Sie muss die Unabhängigkeit, Kom-
petenz und Macht haben, nicht nur juristisch zu agie-
ren, sondern schon im Vorfeld einzugreifen, wenn er-
kennbar, wie in den letzten Jahren geschehen, Grund-
regeln des Bankgeschäfts wie die genannten systemi-
schen Risiken missachtet und extreme Risikopositionen
aufgebaut werden.
Beispiele: 
– Transparenz: Der Präsident unserer Finanzaufsicht

spricht schon seit Jahren von dem »schwarzen
Loch« der Finanzmärkte, d.h. deren totalen In-
transparenz. Was ist konkret unternommen wor
den, das zu ändern?

– Fristentransformation: Die Depfa, Tochtergesell-
schaft der Hypo Real Estate, betreibt allseits 
bekannt in Irland extreme Fristentransformation
und hat damit wesentlich den Zusammenbruch 
der ganzen Gruppe ausgelöst. Kommentar der
Finanzaufsicht, man habe keinen Einblick in die Bü-
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cher in Dublin. Warum wurde nicht die Mutter 
in München gezwungen, die Risikopositionen 
ihrer Tochter offen zu legen? 

– Verbriefte Kredite (ABS): Ebenfalls bereits seit Jah-
ren wurden vom Präsidenten der Bafin diese Pro-
dukte als »systemisches Risiko« bezeichnet. War-
um wurden die unter seiner Aufsicht stehenden
Banken nicht gezwungen, ihre Positionen in 
diesen »systemischen Risiken« innerhalb und au-
ßerhalb ihrer Bilanzen lückenlos offen zu legen und 
die praktizierte inkongruente Finanzierung der 
verbrieften Kredite einzustellen?

8. International müssen die Regeln wesentlich geändert
werden, insbesondere die Anknüpfung der Eigenkapi-
talunterlegung nach Basel II an die Ratings der exter-
nen Ratingagenturen oder interne Modelle der Banken,
da beide zu eindimensional sind und die beschriebe-
nen systemischen Risiken nicht berücksichtigen. Das
Vertrauen auf den Einbau dieser Risiken in die Model-
le ist wohl nicht der richtige Weg, da die Modelle dann
zu komplex und endgültig undurchschaubar und nicht
bewertbar durch externe Dritte werden würden. Der er-
folgversprechendere Weg liegt wohl in der Rückkehr zu
festen Eigenkapitalquoten, die allerdings um Faktoren
für die beschriebenen systemischen Risiken ergänzt,
d.h. erhöht werden müssten. Sollte es zu keiner inter-
nationalen Vereinbarung kommen, sollte die deutsche
Finanzaufsicht solche Regeln für den eigenen Zustän-
digkeitsbereich aufstellen und umsetzen. Der Drohung
mit einer Abwanderung in weniger strenge Länder muss
standgehalten werden und ein Eigenkapital-Zuschlag
für Geschäfte mit Partnern aus laxer regulierten Staa-
ten eingeführt werden.

9. Auch die Wirtschaftsprüfer müssen in die Pflicht ge-
nommen werden, denn sie haben zu testieren, dass die
Unternehmen ihrer gesetzlichen Verpflichtung nachge-
kommen sind, in ihrem Jahresabschluss und Lagebe-
richt ein »den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild« von der Lage des Unternehmens abgegeben
und die Chancen und Risiken der künftigen Entwick-
lung des Unternehmens beschrieben und beurteilt zu ha-
ben. Sie müssen ihr Testat verweigern oder zumindest
einschränken, wenn die lückenlose Transparenz der Ab-
schlüsse nicht gegeben ist, weil z.B. Bestände außer-
halb der Bilanz geführt werden, der Risikogehalt von
Beständen nicht beurteilt werden kann oder andere sys-
temischen Risiken bestehen. Dies gilt insbesondere we-
gen der extremen Gefährlichkeit und des Fehlsteue-
rungspotentials für überdimensionierte erfolgsbezoge-
nen Vergütungssystemen. Hier müssen Eckpunkte und
Grenzen der Vergütungssysteme entwickelt werden. Die
Beurteilung der Vergütungssysteme des Unternehmens
anhand dieser Kriterien als klassisches operationelles Ri-
siko des Geschäftsbetriebs muss zum Pflichtbestand-
teil des Risikoberichts werden. 

Was dürfen wir nicht tun?

1. Wir dürfen auf keinen Fall abwarten und hoffen, dass
die Krise einigermaßen glimpflich vorübergeht und dann
zur Tagesordnung übergehen. Es muss der Schock und
das momentane Bewusstsein für dringende Vorkehrun-
gen ausgenutzt werden, um die von vielen Seiten ge-
machten Vorschläge konsequent umzusetzen.

2. Gleichzeitig dürfen wir trotz der atemberaubenden Di-
mension der derzeitigen Krise auf keinen Fall der Versu-
chung erliegen, das Kind mit dem Bade ausschütten und
in eine generelle Verurteilung »der Marktwirtschaft«, »der
Banken« oder »der Manager« insgesamt verfallen. Be-
kämpfen und verhindern müssen wir, dass, wie jetzt pas-
siert, sich Teile der Wirtschaft oder Gesellschaft aus der
gemeinsamen Normen- und Rechtsordnung verab-
schieden und sich einen rechtsfreien Raum verschaf-
fen, in dem sie sich ausleben können. Das führt über kurz
oder lang immer zu Maßlosigkeit und Missbrauch, wie
wir es gerade erlebt haben. Um das zu verhindern, brau-
chen wir keine grundsätzlich neuen Konzepte und Ge-
setze, sondern eine Ergänzung und Weiterentwicklung
der vorhandenen und eine Rückbesinnung auf unser Ver-
ständnis einer sozialen Marktwirtschaft mit der Sozial-
bindung des Eigentums. Die bestehenden Rechtsvor-
schriften reichen weitgehend aus. Sie müssen nur für
alle gelten und vor allem gleichmäßig und konsequent
umgesetzt werden.
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Das Jahr 2008 hat sich weltweit, und auch
in Deutschland, konjunkturell als ein »an-
nus horribilis« herausgestellt. Zwar hatte
das ifo Institut am Jahresende 2007 auf
der Basis der vorliegenden Frühindikato-
ren, zyklischer Erwägungen und Risiko-
abschätzungen für das Jahr 2008 eine
spürbare Verlangsamung des Wachs-
tumstempos in der Welt und Deutschland
erwartet. Mit einer derart drastischen Ver-
schlechterung der Konjunktur ist aber
nicht gerechnet worden. 

In der Analyse des ifo Instituts vom De-
zember 2007 hatte es unter dem Titel
»Konjunktur verliert an Fahrt« geheißen:
»Allerdings sind die Risiken für die Kon-
junktur im Gefolge der Turbulenzen an den
internationalen Finanzmärkten inzwischen
merklich gestiegen. So hat sich das vom
ifo Institut erhobene Weltwirtschaftskli-
ma im vierten Quartal 2007 deutlich ver-
schlechtert. Sowohl die Einschätzungen
der derzeitigen wirtschaftlichen Lage als
auch die Erwartungen für die nächsten
sechs Monate wurden nach unten revi-
diert. Die Verschlechterung des ifo Wirt-
schaftsklimas betrifft alle drei großen Welt-
regionen, also Westeuropa, Nordamerika
und Asien. Dabei ist der stärkste Rück-
gang des Klimaindikators in Nordameri-
ka, und dort in erster Linie in den USA,
zu verzeichnen. Diese Datenkonstellation
deutet daraufhin, dass sich das Tempo
der Weltkonjunktur merklich verlangsa-
men wird.«

Zur Deutschlandkonjunktur wurde prog-
nostiziert: »Im kommenden Jahr dürfte
sich das Expansionstempo zunächst
noch weiter abschwächen, weil die Inves-
titionstätigkeit aufgrund des Vorziehens
von Projekten zunächst gedrückt wird.
Danach wird eine Rückkehr zum Poten-
tialwachstum erwartet. Maßgeblich da-
für sind die realen Konsumausgaben,
wenngleich der private Verbrauch auf-
grund der anziehenden Inflation in etwas
schwächerem Tempo steigen dürfte als

noch im Herbstgutachten der Wirtschafts-
forschungsinstitute erwartet worden war.
Alles in allem wird das reale Bruttoinlands-
produkt um 1,8% steigen; aufgrund der
größeren Zahl von Arbeitstagen beläuft
sich der Zuwachs kalenderbereinigt nur
auf 1,5%. Die Inflationsrate wird im Jah-
resdurchschnitt 2008 auf 2,3% steigen;
im vierten Quartal werden wieder Raten
unter der Marke von 2% erreicht. Das
staatliche Budget wird voraussichtlich ein
leichtes Defizit aufweisen, weil sich die
staatliche Einnahmensituation nicht wei-
ter verbessert.«

Die tatsächliche Wirtschaftsentwicklung
wird hier wie in den vorangegangenen
Prognosefehlerstudien des ifo Instituts an
den ersten Ergebnissen des Statistischen
Bundesamts für das gerade abgelaufe-
ne Jahr festgemacht. Dies geschieht des-
halb, weil diese Veröffentlichung dem In-
formationsstand zum Zeitpunkt der Prog-
noseerstellung noch am besten ent-
spricht. Zwar zeigen spätere, revidierte
Rechenstände ein genaueres Bild der
Konjunktur; die Prognose kann sich aber
immer nur auf die bis zum Prognoseter-
min bekannten amtlichen Ergebnisse stüt-
zen, soll sie für den Leser nachvollziehbar
sein. 

Gemessen an diesen Ergebnissen hat das
reale Bruttoinlandsprodukts (BIP) in
Deutschland im Jahr 2008 um 1,3% zu-
genommen. Kalenderbereinigt – im Jahr
2008 standen 2,7 Arbeitstage mehr zur
Verfügung als im Jahr 2007 – ergab sich
eine Wachstumsrate von 1,0%. Vom to-
talen Schätzfehler für die jahresdurch-
schnittliche Veränderungsrate des realen
Bruttoinlandsprodukts in Höhe von
0,5 Prozentpunkten entfallen 0,1 Prozent-
punkte auf die marginale Überschätzung
des statistischen Überhangs für 2008.1

Wolfgang Nierhaus 

Wirtschaftskonjunktur 2008: Prognose und Wirklichkeit

Das ifo Institut beleuchtet seit Jahren kritisch die Güte der eigenen Konjunkturprognosen (vgl.

Nierhaus 2008). Im folgenden Beitrag werden für das abgelaufene Jahr die Gründe für aufgetre-

tene Differenzen zwischen Prognose und Wirklichkeit diskutiert.

1 Als statistischer Überhang wird diejenige jahres-
durchschnittliche Wachstumsrate des BIP bezeich-
net, die sich ergäbe, wenn das BIP saison- und ka-
lenderbereinigt im Verlauf eines Jahres auf dem
Wert des vierten Quartals des Vorjahres stagnie-
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Dieser beläuft sich nach aktuellem amtlichen
Datenstand auf 0,6%; in der ifo Dezember-
prognose war noch von einem Überhang in
einer Größenordnung von 0,7% ausgegan-
gen worden. 

Der restliche Prognosefehler (0,4 Prozent-
punkte) geht auf den stark veränderten kon-
junkturellen Verlauf zurück. Im ersten Halb-
jahr 2008 hatte die gesamtwirtschaftliche
Produktion unter Schwankungen sogar
noch deutlich zügiger expandiert, als das
vom ifo Institut erwartet worden war. Die lau-
fende Jahresrate (erstes Halbjahr 2008 ge-
genüber zweites Halbjahr 2007 gerechnet2)
lag bei 2,7%, was das vom ifo Institut für
diesen Zeitraum veranschlagte Anstiegstem-
po (+ 1,2%) deutlich übertraf. Im ersten
Quartal 2008 waren die Investitionen über-
raschend stark gestiegen, weil Investitionsgüter, die 2007
wegen der damals noch günstigeren Abschreibungsrege-
lungen bestellt worden waren, teilweise erst nach der Jah-
reswende produziert und ausgeliefert worden sind. Auch
waren die Bauinvestitionen am Jahresanfang – begünstigt
durch außergewöhnlich mildes Winterwetter – weit kräfti-
ger gestiegen, als das ifo Institut in der Dezemberprogno-
se erwartet hatte, bei der wie üblich von Normalwitterung
ausgegangen worden war. 

Seit dem Frühsommer 2008 war dann aber die Konjunktur
in Deutschland deutlich abwärts gerichtet (vgl. Abb. 1), die
Verschlechterung des außenwirtschaftlichen Umfelds (Auf-
wertung des Euro, Anstieg der Rohölpreise, Rezessionen
in den USA und Japan) kam mehr und mehr zum Tragen.
Im September spitzte sich die Weltfinanzkrise mit dem Zu-
sammenbruch der systemrelevante US-Investmentbank Leh-
mann Brothers dramatisch zu. In Deutschland geriet mit dem
Immobilienfinanzierer Hypo Real Estate ebenfalls eine sys-
temische Bank in Schieflage. Am Interbankenmarkt kam die
Kreditvergabe der Banken untereinander zum Erliegen, kost-
spielige Bankenrettungsschirme wurden aufgespannt. Die
reale Bruttowertschöpfung ist im dritten Vierteljahr erstmals
gesunken; im vierten Quartal kam es dann sogar zu einem
massiven Einbruch von Wertschöpfung und Produktion. Das
reale Bruttoinlandsprodukt schrumpfte mit einer laufenden
Jahresrate von 7,2%; der vergleichbare Vorjahresstand wur-
de um 1,3% unterschritten. Zugleich fiel der Auslastungs-
grad im verarbeitenden Gewerbe im Verlauf des vierten Quar-

tals unter den langjährigen Durchschnittswert.3 Die deut-
sche Wirtschaft geriet in der Rezession. 

Der Prognosefehler bei der Wachstumsrate für das reale
Bruttoinlandsprodukt kann auch über die Schätzfehler bei
den einzelnen BIP-Verwendungskomponenten erklärt wer-
den (vgl. Tab. 1). Die Zuwachsrate der Inlandsnachfrage
ist im Jahresdurchschnitt 2008 um 0,3 Prozentpunkte über-
schätzt worden. Im Jahresdurchschnitt 2008 hat sie um
1,6% zugenommen, im Dezember 2007 war mit einer Zu-
nahme um 1,9% gerechnet worden. Maßgeblich hierfür war
die ungünstigere Entwicklung beim privaten Konsum, der
im Jahresdurchschnitt 2008 lediglich stagnierte (Dezem-
berschätzung 2007: + 1,5%). Hierbei schlugen zum einen
die geringere Dynamik der nominal verfügbaren Haushalts-
einkommen – und hier konjunkturbedingt insbesondere der
Gewinnentnahmen – zu Buche, zum anderen der kräftige
Anstieg der Preise für Kraftstoffe und Haushaltsenergie
sowie für viele Lebensmittel. Zudem erhöhte sich – anders
als prognostiziert – die Sparquote um einen halben Pro-
zentpunkt. 

Die Zuwachsrate der Investitionen in Ausrüstungen (ein-
schließlich der sonstigen Ausrüstungen) und in Bauten ist
dagegen aufgrund der positiven Sonderentwicklungen im
ersten Quartal 2008 in der Jahresdurchschnittsbetrachtung
unterschätzt worden. Unterschätzt wurde auch die Dyna-
mik bei den staatlichen Konsumausgaben, die im abge-
laufenen Jahr um 2,2% gestiegen sind. Im Dezember 2007
war hingegen nur von einer Zunahme um 1,4% ausgegan-
gen worden. Allerdings kann es bei diesem Verwendungs-
aggregat zu beträchtlichen Ergebnisrevisionen durch das
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Fortsetzung Fußnote 1:
ren würde. Der Überhang ergibt sich aus der prozentualen Differenz zwi-
schen dem Vorjahresendwert des BIP und dem jeweiligen Jahresdurch-
schnittswert. 

2 Die laufende Jahresrate gibt an, wie groß die Veränderung des saison- und
kalenderbereinigten BIP innerhalb eines Jahres sein würde, wenn das in
einer Periode gegenüber der jeweiligen Vorperiode beobachtete Wachs-
tumstempo während eines ganzen Jahres anhielte.
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen und Schätzungen des ifo Instituts. 

Veränderung in % gegenüber dem Vorquartal
 auf Jahresrate hochgerechnet

a) Ergebnisse für 2007 und Jahresergebnis 2008: Statistisches Bundesamt. 
   Vierteljahresergebnisse für 2008: Schätzungen des ifo Instituts.

laufende Jahresraten
(rechte Skala)

ifo Prognose im Dez. 2007 für das Jahr 2008

2.5%
1.3%

1.8%

Ergebnisse im Jan. 2009 für das Jahr 2008
a)

Abb. 1

3 Die im Rahmen des ifo Konjunkturtests erhobene Kapazitätsauslastung
im verarbeitenden Gewerbe wird hier als Proxy für die gesamtwirtschaftli-
che Kapazitätsauslastung verwendet (vgl. Abberger und Nierhaus 2008).
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Statistische Bundesamt kommen. So ist das im Januar 2007
erstmals veröffentlichte Jahresergebnis für 2006 (+ 1,7%)
inzwischen auf 0,6% herunterkorrigiert worden. Die Dyna-
mik bei der Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen fiel
im Jahr 2008 geringer aus als ursprünglich eingeschätzt,
die Exporttätigkeit wurde zunehmend von der sich abschwä-
chenden Auslandsnachfrage gebremst. Insgesamt belief
sich der Exportzuwachs im Jahresdurchschnitt 2008 noch
auf 3,9% (ifo Dezemberschätzung 2007: 5,6%). Da die Im-
porte aufgrund der merklichen Zunahme der Inlandsnach-
frage immer noch um 5,2% zuzulegen vermochten (ifo De-
zemberschätzung: 6,3%), belief sich der Wachstumsbei-
trag des realen Außenbeitrags im Jahr 2008 auf – 0,3 Pro-
zentpunkte (ifo Dezemberschätzung 2007: 0,0 Prozent-
punkte).

Trotz des massiven konjunkturellen Rückschlags war die
Entwicklung am Arbeitsmarkt im vergangenen Jahr noch
besser als geschätzt: Die Zahl der Erwerbstätigen (nach dem
Inlandskonzept) lag im Jahresdurchschnitt 2008 mit rund
40,350 Millionen um rund 305 000 Personen über der De-
zemberschätzung 2007. Die Zahl der Arbeitslosen war da-
gegen mit 3,268 Millionen um 225 000 Personen geringer
als damals veranschlagt. Parallel zur Unterschätzung der Er-
werbstätigkeit kam es zu einer Überschätzung des gesamt-

wirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts. Dieser wurde je
Erwerbstätigenstunde auf + 1,0% veranschlagt, tatsäch-
lich sank aber die Stundenproduktivität sogar um 0,1%. Maß-
geblich für diese Entwicklung dürften die Arbeitsmarktre-
formen gewesen sein, die dafür gesorgt haben, dass sich
die Beschäftigung gerade auch in Wirtschaftssektoren mit
unterdurchschnittlicher und sogar sinkender Arbeitsproduk-
tivität (z.B. die Bereiche Finanzierung, Vermietung und Un-
ternehmensdienstleister sowie private Dienstleister) stark er-
höhte. 

Das Preisklima auf der Verbraucherstufe 2008 wurde – ne-
ben der Teuerung bei wichtigen Grundnahrungsmitteln – von
der Entwicklung der Rohölpreise bestimmt. In den Sommer-
monaten war die Inflationsrate im Gefolge stark steigender
Ölnotierungen bis auf 3,3% geklettert. Im Dezember – der
Ölpreis pro Barrel war von 150 US-Dollar (Spitzenwert im
Juli) wieder auf 40 US-Dollar gefallen – lag die Rate bei 1,1%.
Im Jahresdurchschnitt stiegen die Lebenshaltungskosten
um 2,6%, das ist etwas mehr, als im Dezember 2007 auf
der Basis eines Ölpreises von 90 US-Dollar je Barrel veran-
schlagt worden war (+ 2,3%).

Nahezu perfekt getroffen wurde schließlich der staatliche
Budgetsaldo im Jahr 2008: Dieser wurde im Dezember

62.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  3/2009

23

Tab. 1 
Prognosen und Prognosefehler für das Jahr 2008 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktsa) 

 ifo Dezemberprognose 2007 Statistisches Bundesamt Prognosefehler für 2008 
 Prognosewerte für 2008 Istwerte für 2008b)  Differenz der Wachstumsraten 

bzw. -beiträge 
 Veränderung 

in % gegen-
über dem 
Vorjahr 

Wachstums-
beitrag in  

%-Punktenc) 

Veränderung 
in % gegen-

über dem 
Vorjahr 

Wachstums-
beitrag in  

%-Punktenc) 

Spalte (3) 
abzüglich 
Spalte (1) 

Spalte (4) 
abzüglich 
Spalte (2) 

 (1) (2) (3) (4) (5) (6) 
Inlandsnach-
frage 

 
1,9 

 
1,8 

 
1,6 

 
1,5 

 
– 0,3 

 
– 0,3 

Privater  
Konsum 1,5 0,9 0,0 0,0 – 1,5 – 0,9  
Staatlicher 
Konsum 

 
1,4 

 
0,3 

 
2,2 

 
0,4 

 
0,8 

 
0,1 

Ausrüstungen  4,3 0,3 5,3 0,4 1,0 0,1 
Bauten 1,8 0,2 2,7 0,3 0,9 0,1 
Sonstige  
Anlage-
investitionen 

 
 

5,8 

 
 

0,1 

 
 

6,6 

 
 

0,1 

 
 

0,8 

 
 

0,0 
Vorratsverän-
derungen 

 
– 

 
0,1 

 
– 

 
0,3 

 
– 

 
0,2 

Außenbeitrag – 0,0 – – 0,3 – – 0,3 
Ausfuhr 5,6 2,6 3,9 1,8 – 1,7 – 0,8 
Einfuhr 6,3 – 2,6 5,2 – 2,1 – 1,1 0,5 
Bruttoin-
landsprodukt 

 
1,8 

 
1,8 

 
1,3 

 
1,3 

 
– 0,5 

 
– 0,5 

a) In Preisen des Vorjahrs. – b) Erste Ergebnisse der Inlandsproduktsberechnung (Januar 2009). – c) Beiträge der Nachfra-
gekomponenten zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts (Lundberg-Komponenten). Der Wachstumsbeitrag einer 
Nachfragekomponente ergibt sich aus der Wachstumsrate gewichtet mit dem nominalen Anteil des Aggregats am Bruttoin-
landsprodukt aus dem Vorjahr. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Angaben für das Bruttoinlands-
produkt: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts. 
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2007 auf – 0,6 Mrd. € veranschlagt, nach vorläufigen amt-
lichen Berechnungen dürfte sich das tatsächliche Finanzie-
rungsdefizit des Staatssektors auf 1,6 Mrd. € belaufen ha-
ben. Dies ist umso bemerkenswerter, als die statistischen
Fehlermargen für Variable, die im Kreislaufzusammenhang
der VGR nur als Restgrößen (Salden) ermittelt werden kön-
nen, im Allgemeinen größer sind als für originär geschätz-
te Werte.

Zur Interpretation von Konjunkturprognosen

Konjunkturprognosen sind theoriegestützte »Wenn-Dann«-
Aussagen, denen im Zeitpunkt der Erstellung die größte sub-
jektive Eintrittswahrscheinlichkeit zugebilligt wird, die aber
keinesfalls als sicher eingeschätzt werden dürfen (vgl. Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung 1964). Jede Konjunkturprognose hängt
entscheidend von bestimmten Annahmen (Rahmenbedin-
gungen) ab, die für den Prognosezeitraum relevant sind und
die zumeist auf vorgelagerten prognostischen Überlegun-
gen beruhen, in manchen Fällen jedoch lediglich Setzun-
gen sind. Man spricht deshalb auch von bedingten Prog-
nosen. Welche Variablen aus der eigentlichen Konjunktur-
prognose heraus erklärt und welche Variablen als Randbe-
dingungen gesetzt werden, lässt sich nicht definitorisch ent-
scheiden, sondern nur im Hinblick auf die jeweilige Problem-
stellung (vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung 1964). Zu den außenwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen für die Deutschlandprog-
nose zählen normalerweise die erwartete Entwicklung von
Welthandel, Weltkonjunktur, Rohstoffpreisen und Wechsel-
kursen sowie die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank.
Zu den binnenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen wer-
den die Annahmen über den zukünftigen Kurs der Lohn-
und Finanzpolitik gerechnet. Zu den weiteren Randbedin-
gungen, die normalerweise nicht explizit ausgeführt werden,
gehören Einflussgrößen wie das allgemeine politische Um-
feld, die meteorologischen Bedingungen oder auch die Ent-
wicklung an den Finanz- und Devisenmärkten. In aller Re-
gel wird hier von Konstanz bzw. Normalentwicklung ausge-
gangen, d.h. es wird die Abwesenheit von exogenen
Schocks postuliert (Status-quo-Hypothese). 

Wenn die jeweils gesetzten Rahmenbedingungen über den
Prognosezeitraum hinweg Bestand haben, dann sollten die
Prognosen eintreffen. Ändern sich die Rahmendaten jedoch
im Prognosezeitraum, wie dies aufgrund der globalen Fi-
nanzmarktkrise derzeit der Fall ist, so sind Prognosefehler
und rasch aufeinanderfolgende Prognoserevisionen gera-
dezu unvermeidlich. Für den Prognostiker besteht das Di-
lemma darin, dass in wirtschaftlich instabilen Zeiten, in de-
nen die Nachfrage nach Konjunkturprognosen besonders
groß ist, die Produktionsbedingungen für wissenschaftliche
Prognosen besonders schlecht sind.4 

Bei der Interpretation und Kommentierung »spitzer« Prog-
nosezahlen sollte stets im Auge behalten werden, dass die
Veröffentlichung von Daten mit ungerundeten Nachkomma-
stellen lediglich aus Gründen der Rechengenauigkeit und
der mathematischen Nachvollziehbarkeit erfolgt. Eine Prog-
nose der vierteljährlichen Veränderungsrate des realen Brut-
toinlandsprodukts kann z.B. nicht genauer sein als der durch-
schnittliche Korrekturbedarf, den das Statistische Bundes-
amt bei dieser Variablen (gemessen an der mittleren abso-
luten Revision MAR zwischen erster Veröffentlichung und
endgültigem Ergebnis im Vorjahresvergleich) auf etwa ei-
nen halben Prozentpunkt veranschlagt (vgl. Statistisches
Bundesamt 2007, 8). Die Wirtschaftsforschungsinstitute run-
den übrigens erst seit dem Herbstgutachten 1997 die prog-
nostizierten Veränderungsraten der wichtigsten Größen der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen auf eine exakte
Nachkommastelle, zuvor war stets auf halbe bzw. in Aus-
nahmefällen auf viertel Prozentpunkte gerundet worden. Bei
der damaligen Umstellung – die nicht zuletzt auf Wunsch
vieler Prognosekonsumenten vorgenommen wurde – warn-
ten die Institute, dass der Wechsel in der Veröffentlichungs-
praxis nicht bedeute, dass die Unsicherheit bei den Schät-
zungen abgenommen habe. 

Die mit Konjunkturprognosen normalerweise verbundene
Schätzunsicherheit kann durch die Berechnung von Prog-
noseintervallen sichtbar gemacht werden, in die die übli-
cherweise vorgelegten Punktschätzungen als Mittelwerte
eingebettet sind. Die Grenzen der Prognoseintervalle kön-
nen aus den Schätzfehlern der Vergangenheit empirisch er-
mittelt werden. Im Dezember 2007 betrug z.B. die Span-
ne für ein Prognoseintervall, das mit Zwei-Drittel-Wahr-
scheinlichkeit die jahresdurchschnittliche Veränderungsra-
te des realen Bruttoinlandsprodukts in Deutschland ab-
deckt, ± 0,9 Prozentpunkte. Bei der vorliegenden Punkt-
schätzung für die Zuwachsrate des realen BIP 2007 von
1,8% reichte das Prognoseintervall von 0,9 bis 2,7% (vgl.
Abb. 2; vgl. Carstensen et al. 2007). Für die Kalkulation wur-
den die Prognosefehler der Dezemberanalysen des ifo Ins-
tituts der Jahre 1990 bis 2006 herangezogen. Als Fehler-
maß wurde die in der Literatur gebräuchliche Wurzel aus
dem mittleren quadratischen Prognosefehler (root mean
squared error, RMSE) verwendet. Wie man sieht, ist die in-
zwischen vom Statistischen Bundesamt vorgelegte reale
BIP-Rate in Höhe von 1,3% im konkreten Prognoseinter-
vall für 2008 enthalten. 

Besondere Schätzrisiken werden in Konjunkturprognosen
normalerweise in gesonderten Risikoansprachen (Rubrik:
Chancen und Risiken) ausgeführt. Hier werden für den in-
teressierten Leser denkbare Alternativ-Szenarien beschrie-
ben, denen der Prognostiker allerdings nicht die höchste
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4 Die Aussagekraft einer Konjunkturprognose hängt deshalb davon ab, in-
wieweit zentrale Variable durch die eigentliche Prognose erklärt oder le-
diglich in den Annahmen enthalten sind (vgl. Weichhardt 1982, 11).
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subjektive Wahrscheinlichkeit beimisst. Darüber hinaus fin-
den sich quantitative Simulationsrechnungen, die sich auf
zeitreihenanalytische Verfahren bzw. auf makroökonome-
trische Modelle stützen. In der ifo Dezemberanalyse 2007
wurden z.B. als besondere Prognoserisiken die Verschär-
fung der US-Immobilienkrise und – damit verbunden – eine
Abwertung des US-Dollar aufgeführt (vgl. Carstensen et al.
2007, 13 f.). Weitere Risiken wurden in dem anhaltend ho-
hen US-Leistungsbilanzdefizit und in der Ölpreisentwicklung
gesehen. Quantitative Simulationen wurden im Dezember
2007 zum Ölpreis durchgeführt (Kasten: Reaktion des Brut-
toinlandsprodukts im Euroraum auf einen Ölpreisschock) so-
wie zur Immobilienkrise (Kasten: Weltwirtschaftliche Auswir-
kungen einer Verschärfung der US-Immobilienkrise bzw.
Kasten: Zu den realen Effekten sinkender Hauspreise, Cars-
tensen et al. 2007, 15 ff.).

Trotz aller Schwächen sind und bleiben Konjunkturprogno-
sen für die Orientierung der Entscheidungsträger von Wirt-
schaft und Politik unentbehrlich. Freilich lässt sich das Wirt-
schaftsgeschehen aufgrund der sich ändernden Rahmen-
bedingungen sowie des ständigen und teilweise sehr schnel-
len Wandels, dem wirtschaftliches Verhalten unterliegt, trotz
der kontinuierlichen Weiterentwicklung des prognostischen
Instrumentariums und der Verbreiterung der statistischen
Datenbasis nicht exakt vorausschätzen. Oft braucht es ge-
raume Zeit, bis sich Änderungen von Trends statistisch sig-
nifikant identifizieren lassen. Und über die Größe und Per-
sistenz von unvorhersehbaren Schocks lassen sich auf kur-
ze Sicht immer nur überschlägige Aussagen treffen. Beim
Vergleich von Prognosen mit den später veröffentlichten amt-

lichen Ergebnissen sollte zudem nicht übersehen werden,
dass sich die statistische Ausgangslage zum Prognose-
zeitpunkt oftmals anders darstellt, als sie später – nach zum
Teil deutlichen Datenrevisionen – erscheint. Konjunkturprog-
nosen sind keine Prophezeiungen, sondern bedingte Wahr-
scheinlichkeitsaussagen. Sie beseitigen nicht die Unsicher-
heit über die Zukunft, sie tragen aber dazu bei, die Unsicher-
heit zu verringern.
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Nach den Ergebnissen der vierteljährlichen
Umfrage des ifo Instituts bei den freischaf-
fenden Architekten haben die Auswirkungen
der Finanzkrise zu Beginn des vierten Quar-
tals 2008 nun auch diese Berufsgruppe er-
reicht. Das Geschäftsklima – das sich aus
dem Mittelwert der Ergebnisse für die Beur-
teilung der aktuellen sowie der voraussicht-
lichen Auftragssituation errechnet – trübte
sich deutlich ein.

Seit dem Frühjahr 2005 hatte sich die Ge-
schäftslage der befragten Architekten na-
hezu kontinuierlich verbessert. Dieser posi-
tive Trend wurde nunmehr gebrochen. Der
Anteil der Testteilnehmer, die ihre aktuelle La-
ge als »schlecht« bezeichneten, stieg zwar
nur leicht von 30 auf 32%; der Anteil der
»gut«-Meldungen sackte jedoch von 30 auf
23% ab.

Auch die Perspektiven trübten sich für die Architekten ein.
Hierbei muss allerdings berücksichtigt werden, dass der
Optimismus in den Geschäftserwartungen seit dem Som-
mer 2005 zwar zunahm, er sich aber bis zuletzt in engen
Grenzen hielt (vgl. Abb. 1). So ging im Berichtsquartal wei-
terhin jeder neunte Testteilnehmer von einer »eher günsti-
geren« Auftragssituation in etwa einem halben Jahr aus.
Der Anteil der Architekten, die eine »eher ungünstigere«
Entwicklung erwarteten, stieg allerdings gleichzeitig von
19 auf 23%.

Der Anteil der freischaffenden Architekten, die im Verlauf
des dritten Quartals 2008 neue Verträge abschließen konn-
ten, war mit 45% so klein wie letztmals vor gut drei Jah-
ren (vgl. Abb. 2). Im langjährigen Durchschnitt ist zu be-
obachten, dass die Auftragseingänge im dritten Quartal
immer recht schwach ausfallen. Dies dürf-
te ganz wesentlich auf die geringere Akqui-
sitionstätigkeit der Architekten in den be-
vorzugten Urlaubsmonaten Juli und August
zurückzuführen sein. Der Rückgang um
9 Prozentpunkte gegenüber dem Vorquar-
tal fiel allerdings im Berichtsquartal beson-
ders kräftig aus. 

Das geschätzte Bauvolumen aus den neu
abgeschlossenen Verträgen (Neubauten oh-
ne Planungsleistungen im Bestand) lag im
Durchschnitt aller Bundesländer im dritten
Quartal 2008 gut 40% unter dem Niveau des
Vorquartals. Dabei übertrafen die neu akqui-
rierten Planungsaufträge im Wohnungsbau
das Volumen des zweiten Quartals um rund
ein Sechstel, während es im Nichtwohnbau
nur knapp halb so groß war.

Besonders stark fiel der Einbruch bei der Ordertätigkeit öf-
fentlicher Auftraggeber aus. Das Auftragsvolumen erreich-
te nur noch ein Viertel des Vorquartalswertes. Das hohe
Ordervolumen in den beiden Vorquartalen war somit sehr
stark von einigen Großaufträgen geprägt.

Im gewerblichen Hochbausektor kam es nach sieben Quar-
talen mit erfreulich umfangreichen Planungsaufträgen zur
»überfälligen« Konsolidierung, die allerdings – das neu ak-
quirierte Planungsvolumen halbierte sich fast – überaus def-
tig ausfiel (vgl. Abb. 3). Der Umfang der Planungsaufträge
von gewerblichen Auftraggebern sackte damit innerhalb ei-
nes einzigen Quartals wieder auf das Niveau von vor zwei
Jahren.

Im Wohnungsbau war die Nachfrage nach Planungsleis-
tungen für Ein- und Zweifamilienhäuser zum vierten Mal
in Folge aufwärts gerichtet. Gegenüber dem Vorquartal

Erich Gluch

ifo Architektenumfrage: Deutliche Eintrübung 
des Geschäftsklimas
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stieg das Planungsvolumen in diesem Teilsegment um
gut ein Viertel (vgl. Abb. 4). Besonders positiv ist zu wer-
ten, dass dieser Anstieg im gewöhnlich eher schwachen
dritten Quartal erfolgte. Dadurch wurden beispielsweise
die Werte des dritten Quartals 2006 sowie 2007 um je-
weils rund 60% übertroffen! Auch für die Errichtung von
Mehrfamiliengebäuden wurden mehr Planungsaufträge
erteilt als im Vorquartal. Hier ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass sich der Umfang dieser Aufträge, insbe-
sondere bei einem Vergleich mit den Werten aus den
neunziger Jahren, immer noch auf einem bescheidenen
Niveau befindet.

Die Reichweite der Auftragsbestände schrumpfte, nach-
dem sie in den letzten drei Quartalen die Marke von fünf Mo-
naten erreicht und schließlich sogar übertroffen hatte. Zum
30. September 2008 wiesen demnach die befragten Archi-

tekten Auftragsreserven in Höhe von durch-
schnittlich 4,9 Monaten auf – immer noch
0,2 Monate mehr als vor einem Jahr.
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Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirtschaft
Deutschlands ist im Januar leicht gestiegen. Nach einer kräf-
tigen Abwärtsbewegung im vergangenen Jahr befindet sich
der Indikator jedoch auf einem sehr niedrigen Niveau. Die
beiden Teilwerte des Geschäftsklimaindex haben sich dies-
mal unterschiedlich entwickelt: Während die Unternehmen
ihre augenblickliche Lage erneut schlechter bewerten als im
Vormonat, sehen sie dem Geschäftsverlauf in den nächs-
ten sechs Monaten nicht mehr gar so pessimistisch entge-
gen. Aus der leichten Erholung des Geschäftsklimaindex
kann aber keine Konjunkturwende abgelesen werden. 

Die Geschäftserwartungen haben sich in allen Wirtschafts-
bereichen verbessert, die in den Indikator für die gewerbli-
che Wirtschaft einfließen – im verarbeitenden Gewerbe, im
Bauhauptgewerbe sowie im Einzel- und im Großhandel. So-
mit hat die Skepsis in weiten Teilen der deutschen Wirtschaft
etwas abgenommen. Trotzdem rechnen die Unternehmen
insgesamt aber mit einer Verschlechterung der Geschäfte
in den nächsten sechs Monaten. Die Bewertung der der-
zeitigen Geschäftslage veränderte sich in den Wirtschafts-
bereichen unterschiedlich: Im verarbeitenden Gewerbe und
im Bauhauptgewerbe wird die momentane Situation schlech-
ter, im Großhandel wenig verändert und im Einzelhandel
günstiger eingeschätzt.

Aus den Angaben der Unternehmen zu ihren Beschäfti-
gungsplanungen wird das ifo Beschäftigungsbarometer
berechnet. Die in den amtlichen Arbeitslosenzahlen sicht-
bare Wende am Arbeitsmarkt zeigte der ifo Indikator früh-
zeitig an. Im Januar tendiert das Beschäftigungsbarometer
geringfügig nach oben, steht aber weiterhin auf Beschäfti-
gungsabbau. Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen dürfte da-
her in den kommenden Monaten anhalten. 

Im verarbeitenden Gewerbe hat sich die Geschäftslage
erneut verschlechtert. Der Lageindikator ist seit dem Som-
mer des vergangenen Jahres massiv abgerutscht. Sichtbar
wird diese rasante Entwicklung auch in den Angaben der
Unternehmen zu ihrer Geräteauslastung: Während die In-
dustriefirmen ihre Maschinen und Geräte im Herbst noch
im Rahmen des historischen Durchschnitts auslasteten, ha-
ben sie den Einsatz nun erheblich reduziert. Da Konjunk-
turschwankungen als Veränderungen des gesamtwirt-
schaftlichen Auslastungsgrades verstanden werden kön-
nen, spiegelt der drastische Rückgang der Geräteauslas-
tung in der Industrie die Schärfe des Abschwungs in diesem
Wirtschaftsbereich wider. Die Reichweite der Auftragsbe-
stände hat sich sichtlich reduziert, und die Befragungsteil-
nehmer bewerten ihre vorhandenen Gerätekapazitäten im

Klaus Abberger

ifo Konjunkturtest Januar 2009 in Kürze1

1 Die ausführlichen Ergebnisse des ifo Konjunkturtests, Ergebnisse von
Unternehmensbefragungen in den anderen EU-Ländern sowie des Ifo
World Economic Survey (WES) werden in den »ifo Konjunkturperspekti-
ven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr
abonniert werden.
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Hinblick auf die in den nächsten zwölf Monaten erwartete
Nachfrage vorwiegend als zu groß. Etwa die Hälfte der Be-
fragungsteilnehmer klagt über Auftragsmangel. Ihre Wett-
bewerbsposition auf den Auslandsmärkten schätzen die
deutschen Unternehmen nahezu unverändert ein. Dennoch
rechnen sie für die nächsten Monate mit einem weiteren
Rückgang der Exportgeschäfte. Insgesamt überwiegen hin-
sichtlich des Geschäftsverlaufs in den nächsten sechs Mo-
naten die skeptischen Stimmen. Nachdem die Befra-
gungsteilnehmer ihre Erwartungen seit Mai vergangenen
Jahres ohne Unterbrechung jedes Mal abgesenkt hatten,
setzte sich diese Serie im Januar aber nicht fort. Die weite-
re Geschäftsentwicklung wird nun etwas weniger pessi-
mistisch eingeschätzt. 

Das Geschäftsklima im Bauhauptgewerbe hat sich zu Jah-
resbeginn kaum verändert. Die befragten Unternehmen be-
werten ihre momentane Geschäftslage ungünstiger als im
Dezember, ihre Erwartungen an den Geschäftsverlauf in
den nächsten sechs Monaten sind allerdings weniger ne-
gativ als vor Monatsfrist. Eine abnehmende Bautätigkeit
in den nächsten Monaten befürchten die Firmen seltener.
Ihre Geräte lasten sie allerdings geringer aus als im De-
zember. Dennoch liegt der Auslastungsgrad über dem Wert
des Januars vor einem Jahr. Die Unzufriedenheit mit den
Auftragsbeständen hat kaum zugenommen. Besonders im
Tiefbau haben sich die Auftragseingänge nicht mehr so un-
günstig entwickelt. Die Unternehmen sind daher in dieser
Bausparte mit dem Auftragsbestand weniger unzufrieden
und planen erheblich seltener, die Bautätigkeit einzu-
schränken. Insgesamt hat sich das Geschäftsklima im Tief-
bau spürbar verbessert. Möglicherweise spielen hier die
Konjunkturpakete eine Rolle. Im Hochbau hat sich das Ge-
schäftsklima dagegen verschlechtert. Während die Unter-
nehmen ihre Auftragsbestände im öffentlichen Hochbau
weniger kritisch betrachten als im Vormonat, sind sie mit
den vorhandenen Aufträgen im gewerblichen Hochbau
sichtlich unzufriedener. 

Der Geschäftsklimaindex im Großhandel ist leicht gestie-
gen. Er setzt damit die Abwärtsbewebung aus den Vormo-
naten im Januar nicht fort. Zwar sind die Unternehmen mit
ihrer Geschäftssituation ähnlich unzufrieden wie im Dezem-
ber. Ihre Erwartungen an die Geschäftsentwicklung im kom-
menden halben Jahr sind aber weniger zurückhaltend. In-
nerhalb des Großhandels hat sich das Geschäftsklima un-
terschiedlich verändert: Im Konsumgüterbereich hat es sich
merklich aufgehellt, während es sich im Produktionsverbin-
dungshandel deutlich abgekühlt hat. Der Großhandel mit
Konsumgütern meldet eine günstigere Geschäftslage. Die
Umsätze gegenüber Vorjahr werden positiv bewertet, und
die Lagerbestände werden seltener für zu groß gehalten.
Auch hinsichtlich der weiteren Geschäftsentwicklung sind
die Befragungsteilnehmer weniger skeptisch. Im Produkti-
onsverbindungshandel hat sich die Geschäftslage dage-
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gen verschlechtert und verlief somit parallel zur Entwick-
lung im verarbeitenden Gewerbe. Die Geschäftsaussichten
werden im Produktionsverbindungshandel nochmals
schlechter beurteilt als im Vormonat. Ihre Warenbestellun-
gen wollen die Umfrageteilnehmer in dieser Sparte daher
einschränken.

Im Einzelhandel bewerten die Unternehmen ihre derzeitige
Geschäftssituation weniger negativ. Die weitere Geschäfts-
entwicklung betrachten sie ebenfalls nicht mehr so kritisch,
so dass sich das Geschäftsklima verbessert hat. Die Um-
sätze stufen die Befragungsteilnehmer als ähnlich wie im
Vorjahr ein, und die vorhandenen Warenbestände sehen
sie etwas weniger häufig als zu groß an. Bei ihren Bestel-
lungen wollen die Einzelhändler aber unvermindert Zurück-
haltung walten lassen. Die Zahl der Befragungsteilnehmer,
die Preisanhebungen bzw. Preisabschläge planen, hält sich
die Waage. Das Geschäftsklima hat sich sowohl im Ver-
brauchs- als auch im Gebrauchsgüterbereich verbessert.
Dagegen ist es im Einzelhandel mit Kfz zu einem Rückschlag
gekommen: Nach einer Besserung im Vormonat kühlte sich
das Geschäftsklima im Januar wieder ab. Die derzeitige Ge-
schäftslage und die Perspektiven bewerten die befragten
Firmen negativer. Die Abwrackprämie ist bei den Kfz-
Einzelhändlern im Januar daher noch nicht spürbar ange-
kommen.

Das Geschäftsklima im Dienstleistungsgewerbe2 Deutsch-
lands hat sich im Januar etwas aufgehellt. Die Unternehmen
bewerten ihre momentane Geschäftslage zwar ungünsti-
ger als im Vormonat, doch sind ihre Erwartungen für das
kommende halbe Jahr nicht mehr so negativ wie im De-
zember. Mit ihren derzeitigen Auftragsbeständen sind die
Dienstleister unzufriedener und planen, weiterhin den Per-
sonaleinsatz zu reduzieren. Im Bereich Güterverkehr hat sich
das Geschäftsklima etwas verbessert, bleibt aber weiterhin
unterkühlt. Die Nachfrage wird im Vergleich zum Vorjahres-
monat als erheblich schwächer eingestuft, und die Auf-
tragsbestände werden als unzureichend betrachtet. Auch
die Speditionen klagen über einen starken Nachfragerück-
gang. Eine vorwiegend gute Geschäftslage berichten wei-
terhin die DV-Dienstleister. Zwar rechnen auch diese Firmen
mit tendenziell schwächeren Geschäften, planen aber wei-
terhin, den Personalbestand zu erhöhen. Eine gänzlich an-
dere Beschäftigungssituation herrscht im Bereich Personal-
und Stellenvermittlung, Überlassung von Arbeitskräften, zu
dem die Zeitarbeitsfirmen gehören. Der Personalbestand
wurde bereits erheblich reduziert. Den Planungen nach soll
diese Entwicklung weiter andauern.

2 In den Ergebnissen für die »gewerbliche Wirtschaft« nicht enthalten.
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